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27     
5/2013-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 26. September 2013 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler 
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger 
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither 
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. EG.        Rosa Loidl 
10. EG.        Jakob Moser 
11. EG.        Dr. Helmut Geist 
12. GR.        Manuela Gschwandtner 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer 

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer 

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  GR.         Gerald Mayrhofer 

18.  GR.        Herbert Kritzinger 
19.  EG.        Oskar Resch 

  20.  GR.        Günther Kasper 
21.  EG.        Christian Geissler 

 22.  GR.        Erich Steinwendner 
23.  GR.        Michaela Schuster 
24. GR.         Andreas Distler 
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer 
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  GR.        Christa Leeb-Dorfer 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger 
29.  GR.         Walter Liehmann 

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 
 30. GR.        Wolfgang Vogel 

31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger 
 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt 
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 17.9.2013 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 27.6.2013 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler             
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschild-Buschberger 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobung de EG. Oskar Resch vor.  
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Am 8. Juli wurde bei einer Pressekonferenz von LH Pühringer bekannt gegeben, dass die 

gemeinsame Bewerbung von Seewalchen, Attersee und Mondsee um eine Landesausstellung 
zum Schwerpunktthema „Weltkulturerbe Pfahlbauten“ (Titel: Versunken – Aufgetaucht. Leben und 
Bauen am Wasser. 6.000 Jahre Siedlungskultur in der Seenregion) von einer Jury den Zuschlag 
erhalten hat. Seewalchen wird damit Landesausstellungsgemeinde. Das Jahr wird im Herbst 
bekannt gegeben (ev. bereits im Jahr 2020 anlässl. 150 Jahre Entdeckung der Pfahlbauten in 
Seewalchen im Jahr 1870). 

 
b) Am 15. Juli fand die neuerliche Bau- und Gewerbeverhandlung für das Projekt „Trachtenmuseum 

Bandlkramerey“ der Firma Tostmann mit Umbau des sog. „Büchsenmachergütl`s“ (Roither-Haus) 
mit positivem Verlauf statt. Die Bewilligungen sind erteilt und mittlerweile rechtskräftig. Statt dem 
ursprünglich geplanten Veranstaltungssaal im DG sind nun drei Wohnungen enthalten. Museum, 
Shop, Cafe, usw. wie ursprünglich eingereicht. Mit der Diözese Linz wurde von Tostmann ein 
Pachtvertrag zur Errichtung von Parkplätzen auf der Friedhofswiese ausverhandelt. Die 
Bauarbeiten sind bereits angelaufen. 
 

c) Bei der Blutspendeaktion am 15. und 16. Juli im Rathaus Seewalchen haben 121 Personen Blut 
gespendet. 
 

d) Am 19. August zog DI Hoyer als Bevollmächtigter der Raiffeisen-Impuls-Leasing die Berufung 
gegen das Projekt Steganlage zurück, nachdem die Attersee-Schifffahrt eine Schad- und 
Klagloserklärung abgegeben hat. 
 

e) Am 21. August fand in der LEADER-Förderstelle in der Wirtschaftsabteilung im Amt der O.Ö. 
Landesregierung ein abschließendes Gespräch betr. Projekt Steganlage statt (Bgm. Reiter, 
Regatta-GF Gander). Es wurden alle bis dahin noch offenen Unterlagen nachgereicht 
(Schifffahrtsrechtliche Bewilligung, Vereinbarung Gemeinde-Attersee-Schifffahrt) und das 
grundsätzliche O.K. für den Förderantrag eingeholt. Für die Vereinbarung zwischen Gemeinde 
und Attersee-Schifffahrt wurden diverse Änderungen empfohlen (vom Gemeinderat noch 
abzusegnen).  
 

f) Die für den geplanten Baubeginn Mitte September vorgesehenen und mit Zuschlagsentscheidung 
des Gemeinderates vom 27.6. erteilten Aufträge für die Steganlage konnten noch nicht unterfertigt 
werden, weil nach wie vor Berufungen gegen den Wasserrechtlichen Bewilligungsbescheid 
anhängig und bis dato nicht entschieden sind (Armin Liehmann, Walter Liehmann, RA Blum für 
Fischereiberechtigte Claudia Beatrix Meyer).  
 

g) Am 26. August fand eine Vorstandssitzung des Vereins Ju-Treff Seewalchen statt. Dabei wurde 
Stefanie Enser als neue Leiterin und Maximilian Ramsl als neuer Betreuer bestellt und freie 
Dienstverträge beschlossen. Die bisherige Leiterin Barbara Steinberger und der bisherige 
Betreuer Wolfgang Dietz übersiedeln nach Graz. 
 

h) Straßenbau 2013: Die Bauarbeiten in der Sachsenstraße sind noch im Laufen. Die Asphaltierung 
ist für nächste Woche vorgesehen. Der Umbau der Bushaltestelle in Ainwalchen ist fertig. Der 
Feldweg Ainwalchen – Gerlham ist fertig. Die Sanierung der Zufahrt zum Strandbad beginnt 
übernächste Woche.  
 

i) Basketballplatz Rosenau: Errichtung der Spielfläche samt Markierung abgeschlossen.  
 

j) Die neue Bibliothek wird sehr gut angenommen. Offizieller Eröffnungstermin ist am Do. 
17.Oktober. Am Fr. 18.10. gibt es eine Lesung, am Samstag 19.10. ein Kinderprogramm. 
 

k) Mit Bescheid vom 23.9.2013 wird der Marktgemeinde Seewalchen die Bewilligung zur Führung 
der Hauptschule Seewalchen als ganztätige Schule ab der Schuljahr 2014/15 erteilt. 
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l) Bericht des GF der Gemeinde-KG AL Schmidt: Die 2. Bauetappe der HS Sanierung ist 

weitgehend fertiggestellt.  
Bauumfang: 
Abbruch der Balkone 
Wärmeverbundsystem (20 cm Dämmung an den Außenwänden) 
Installierung eines Sonnenschutzes (RAFF-Jalousien) 
Erneuerung der WC-Anlagen (Urinale statt Rinnen, WC-Sitze samt Spülkästen, Erneuerung 
Fliesen usw.) 
Teilweise Erneuerung der Kaltwasserleitungen 
Heizungserneuerung (Radiatoren statt Fußbodenheizung in den Klassen, Deckenstrahler in der 
Aula sowie im Eingangsbereich) 
Ersatz der „Glassteinwand“ beim Stiegenaufgang durch eine Alu-Glas-Konstruktion 
Elektroinstallationen (für elektr. Jalousienantrieb, komplette EDV-Verkabelung sowie 
Elektroanschlüsse für 3. Bauetappe) 
Fluchtstiege – außen (erforderlich, da Fluchtwege nicht weiter als 40 Meter betragen dürfen. 
Problem bei Situierung Fluchttüre durch Überzug) 
Photovoltaikanlage (auf dem Dach des Turnsaales) 
Komplette Erneuerung aller Sanitärräume des Turnsaales samt Erneuerung des 
Fußbodenaufbaues (neue Brausen, Waschbecken, Desinfektionsanlage, Neuverfliesung usw.) 
Anbringung von Mineralfaserdecken im Bereich der Turnsaalräume- bzw. -gänge 
Installierung eines neuen Stiegengeländers aus Edelstahl 
Vorbereitungsarbeiten (Montageschacht im Keller, Mauerdurchbruch) für den Lifteinbau 
 

m) Das Strandbad Seewalchen ist aufgrund des anhaltenden Schönwetters in der Hauptsaison sehr 
gut gelaufen. Es wurden insgesamt 35.591 Badegäste (Eintritte) verzeichnet (+ 5.279 gegenüber 
2012). Das Rekordergebnis von 2003 konnte jedoch nicht erreicht werden. 
 

n) Bericht aus dem Tourismusverband: Die aktuelle Tourismusstatistik 2013 (Jänner – Juli) weist 
trotz des schönen Hochsommers völlig unerwartet und unerklärlich ein Nächtigungsminus in der 
Ferienregion von rd. -6 % aus. In der TV-Vorstandssitzung am 17.9 fanden erste Beratungen betr. 
Nachwahl in den Vorstand des Tourismusverbandes Attersee und Neuwahl eines Obmanns nach 
dem überraschenden Ableben von Geli Eichhorn statt. Dzt. führt Obm.Stv. Eva Knoll aus 
Schörfling den Tourismusverband. 
 

o) Aktuelle steuerliche Neuerungen für gemeinnützige Vereine sind auf der Homepage der 
Marktgemeinde Seewalchen. 
 

p) Aufgrund der Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle nehmen ab 1. Jänner 2014 die neuen 
Verwaltungsgerichte ihren Betrieb auf. Ab 1.1.14 gibt es gegen Bescheide des Gemeinderates als 
zweite Instanz im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde keine Vorstellung an das Land O.Ö. 
als Aufsichtsbehörde mehr. Stattdessen ist gegen einen Bescheid des Gemeinderates eine 
Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben. 
 

q) Wasserrechtliche Bewilligungsverhandlung für das Kanalprojekt „Gewerbegebiet Ager“ (ehem. 
HIL) und „Anschluss Wohnanlage Wolfsegger Amthofgründe“ am 10.9. mit positivem Verlauf. 
Bewilligungsbescheid ist bereits ergangen. Vereinbarungen mit Wolfsegger betr. 
Kostenbeteiligung Kanal (Vorberatung GVS TOP 6) und ev. Straße (betr. freiw. 
Asfaltierungskostenbeitrag, Vorberatung BAS TOP 17) auf der Tagesordnung der heutigen GRS.  
 

r) Das Kinderferienprogramm 2013 wurde wieder sehr gut angenommen. Alle Angebote waren gut 
nachgefragt und teilweise sogar überbelegt. LHStv. Ackerl hat eine Spende in Höhe von € 350.- 
für die Durchführung des Ferienspaß-Programmes gewährt.  
 

s) Am 13. September fand eine Exkursion der Klimabündnisgruppe Seewalchen unter der Leitung 
von Isolde Katamay  ins „Sonnendorf“, die Gemeinde St. Georgen bei Obernberg am Inn statt, wo 
Bürgermeister und Umweltausschussobmann beeindruckende Leistungen im Bereich 
Erneuerbare Energie vorstellten. 
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t) Tolle Sportveranstaltungen in Seewalchen – nicht nur das A Cup Beachvolleyballturnier „Beach 

Battle“ im August, sondern auch der 2. Triathlon Attersee-Salzkammergut und das 3. Rad 
Einzelzeitfahren rund um den Attersee „King of the Lake“ waren toll organisiert und fanden 
positives Echo. 
 

u) Trotz des kühlen und windigen Wetters gut besucht war auch das 1. Pfahlbau-Welterbe-Fest auf 
der Promenade, bei dem auch der neue Pfahlbau-Info-Pavillon offiziell eröffnet wurde (Bericht im 
Bezirks-TV im Kabel-TV oder im Internet unter www.btv.cc). 
 

v) Die Mannschaft Steindorf 2 siegte beim Feuerwehr-Jugendfußballturnier in Steindorf vor 
Wildenhag und Windern. 12 Mannschaften nahmen teil. Steindorf 1 wurde 4., Seewalchen 2 
belegte Rang 9. Seewalchen 1 und Kemating mussten mit den Plätzen 11 und 12 vorlieb nehmen.  
 

w) Bei der gestrigen Grundeinlöseverhandlung zwischen Land O.Ö. und Diözese zur Errichtung des 
Gehwegs und des Fahrbahnteilers beim geplanten Fußgängerübergang bei der Eni-Kreuzung 
wurde grundsätzlich Einigung erzielt. Vom Land O.Ö. wurde ein Grundeinlösepreis von € 9,60/m2 
ermittelt. Das Verhandlungsergebnis muss noch der Diözesanfinanzkammer vorgelegt werden. 
 

x) Beschlüsse des Gemeindevorstandes 
 
• Genehmigung der Auftragserteilung für die Einrichtung 3. Hortgruppe an die Firma Resch 

Möbelwerkstätten GmbH in Höhe von € 6.158.- 
 
• Genehmigung der Auftragserteilung an die Firma Strabag zur Errichtung des Basketballplatzes in 

Rosenau in Höhe von € 31.443.- 
 
• Genehmigung der Auftragserteilungen für diverse Lieferungen und Leistungen bei der zweiten 

Bauetappe der Hauptschulsanierung 
Metall- und Mineralfaserdecken, Fa. Käfer GmbH, € 7.184.- 
Stiegengeländer, Fa. Gebetsroider, € 11.098.- 
Malerarbeiten, Fa. Der freundliche Maler, € 19.771.- 
Schließanlage, Fa. Schachermayer, € 4.381.- 

 
• Genehmigung der Auftragserteilung für die Erneuerung einer Abwasserpumpe im Kanalpumpwerk 

Steindorf an die Fa. Burbach in Höhe von € 5.880.- 
 
• Gewährung einer Wirtschaftsförderung für die Fa. Pressl Dental Solutions in Rosenau (in Höhe 

von € 435.- auf Grund der bestehenden Förderrichtlinien) 
 
• Information gemäß O.Ö. Grundverkehrsgesetz 2006 
 

Zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
• Kaufvertrag Adolf u. Manuela Lechner an Hermann Bauer, Erwerb der Grundstücke EZ 33  

KG Seewalchen im Gesamtausmaß von 6.030 m²  
• Kaufvertrag Friedrich und Maria Dachs  an Johann und Gunda Gebetsroither, Erwerb der 

Grundstücke neu 285/1, 290/1 EZ 123  KG Litzlberg und Grundstück Nr. 287/1 EZ 128 KG. 
Litzlberg im Gesamtausmaß von 23.613 m². Rechtsgeschäft wurde ediktalisiert. 

• Kaufvertrag Dr. Gerhard Halsbauer als Insolvenzverwalter im Konkurs IV 
Immobilienverwaltungs GmbH an Friedrich und Christine Schneider, Erwerb des 
Grundstückes Nr. 1167/3  der  EZ 350, KG. Litzlberg im Ausmaß von 703 m²  

• Schenkungsvertrag Hubert Kronreif  an Helmut Seiringer,  Schenkung des Grundstückes Nr.  
2826 der EZ 1188  KG Litzlberg im Ausmaß von 1.833 m²   

• Übergabsvertrag Maria Anna Kaltenbrunner an Kurt Kaltenbrunner,  Grundstück Nr. 844, der 
EZ 1014, KG. Litzlberg im Ausmaß von 4.449 m²   
 

y) TOP 1 wird abgesetzt ! 
 

http://www.btv.cc/�
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Fragestunde 
 
4 Zuhörer 
Keine Anfragen 
 
 
 
 
1.  Rechtssache Schenkung Dachs 
  Neuerliche Beratung und Beschlussfassung betreffend Vereinbarung mit Kurz Consult GmbH  
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt! 
 
 
 
 
2.  Schiffsanlegestelle - Promenade 

Neuerliche Beratung über die Vereinbarung mit der Attersee Schifffahrt 
 
Bgm. Reiter: 
Die in der GRS am 27. Juni beschlossene Vereinbarung mit der Attersee-Schifffahrt zur Errichtung 
und Betrieb der geplanten neuen Steganlage wurde der LEADER-Förderstelle im Amt der O.Ö. 
Landesregierung, Wirtschaftsabteilung vorgelegt, und vom zuständigen Sachbearbeiter einige 
Änderungen und Ergänzungen empfohlen.  
 
Diese und ein Teil der von GREM DI Hoyer gemachten Änderungsvorschläge (soweit sie mit der 
Attersee-Schifffahrt als Partner akkordiert werden konnten) wurden in die bestehende Vereinbarung 
eingearbeitet. Bei einem Gesprächstermin in der Förderstelle am 21. August wurde für diese 
Vereinbarung das O.K. erteilt. Die Änderungen bzw. die geänderte Vereinbarung sollen nun vom 
Gemeinderat genehmigt bzw. zustimmend zur Kenntnis genommen werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die geänderte 
Vereinbarung mit der Attersee – Schifffahrt zu beschließen. 

 
EG. Hoyer habe diesen Vertrag eingehend durchgesehen und sei zu folgendem Entschluss 
gekommen. Bei der letzten Gemeinderatssitzung habe er sich bereit erklärt sein Vertragswissen, 
außerhalb der politischen Tätigkeit, für Empfehlungen bezüglich der Vereinbarung mit Stern & Hafferl 
zur Verfügung zu stellen. Der Versuch sei durch ein persönliches Gespräch mit dem Bürgermeister 
und durch ein Email mit Verbesserungsvorschlägen zur Kenntnis gebracht worden. Das Ergebnis sei 
für ihn niederschmetternd. Er habe feststellen müssen, dass es keinen Sinn mache Optimierungen 
einzubringen, da doch der Weg über den Gemeinderat gegangen werden müsse, da hier eine 
Bearbeitung bzw. Diskussion zustande komme. 
Er erinnere sich noch sehr gut an die Wortmeldung von GR. Kaniak bei der letzten Beschlussfassung, 
dass der Vertrag von einem Lehrbuben ausgearbeitet worden sei. Aus heutiger Sicht könne er dies 
nur bestätigen. Es wäre interessant zu wissen, ob ein Rechtsvertreter der Marktgemeinde 
Seewalchen diesen Vertrag überprüft habe. Wenn dies der Fall sei, dann scheint dies nur sehr 
oberflächlich passiert zu sein. 
Jeder Gemeinderat der an diesem Tag diesem Vertrag zustimme, müsse sich der negativen 
Tragweite dieses Vertrages bewusst sein. Jeder Gemeinderat müsse zur Kenntnis nehmen, dass von 
diesem Vertrag Gefahren für 60.000 Schwimmer ausgehen und für die Marktgemeinde Seewalchen 
Jahreskosten gegeben seien, welche eigentlich nicht von der Marktgemeinde zu tragen gewesen 
wären. Eine Verbesserung des touristischen Angebotes und eine Verbesserung der Wertschöpfung, 
welche in diesem Vertrag angeführt seien, seien aus seiner Sicht überhaupt nicht gegeben. Die 
Atterseeschifffahrt habe bisher eine Anlegestelle in verkehrsgünstiger Lage, an optimierter Stelle für 
den See und als günstige Lage für Schwimmer, betrieben. Das Argument, dass bei niedrigen 
Wasserständen die Anlegestelle nicht angefahren werden könne, gehe leider ins Leere. Er habe 
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Daten beim Gewässerbezirk Gmunden über die Wasserführungen des Attersees erhoben. Nur im 
Zeitraum 12.08.-12.09.2012 sei ein um 10 cm niedrigerer Wasserstand gegeben und im Jahr 2013 im 
fast gleichen Zeitraum um nur 16 cm, sodass diese Wasserspiegelabsenkungen überhaupt keinen 
Einfluss auf die Nautik und das Zufahren zur bestehenden Schiffsanlegestelle haben. Noch dazu, wo 
im April 2013 dort durch Stern & Hafferl eine Seebaggerung veranlasst worden sei, welche diese 
Bedingungen das Zufahrens verändere. 
Der Naturschutz habe bis heute nicht auf diesen Eingriff reagiert, obwohl es am Attersee „Natura 
2000“ gebe und jeder Andere, der am Seeboden herum grabe sofort zur Verantwortung gezogen 
werde. Bedeutend sei auch, dass in dieser Vereinbarung für die Steganlage die gleichen Kosten 
bekannt gegeben werden, wie ursprünglich für die große Steganlage, obwohl diese nun viel kleiner 
sei. 
Der Gemeinderat habe über Antrag des Bürgermeisters die Einreichprojekte für Naturschutz, 
Wasserrecht und Schifffahrt dem Gemeinderat bei einem Vergabepreis von € 1.800,- empfohlen und 
die Firma Schönleitner habe diesen Auftrag ausgeführt. Er habe mehrmals rückgefragt, ob es wirklich 
so sei, dass diese Projekte hier alle inkludiert seien, was ihm bestätigt worden sei. Am 
Verhandlungstag habe man dann gesehen, dass außer einem Lageplan nichts da sei, weder ein 
technischer Bericht, noch sonst etwas. Vor allem sei die im Gesetz zwingend vorgeschriebene 
Vorlage der Schiffstechnischenberechnung hinsichtlich der Verankerung der Schiffe nicht vorhanden. 
Diese wäre schon Einreichungsbestandteil gewesen. Nun sei im Vertrag ein Punkt enthalten, wo 
vereinbart worden sei, dass alle Kosten, die Stern & Hafferl außerhalb der Einreichplanung gehabt 
habe, Stern & Hafferl vergütet werden. Die Maßnahmen, die Herr Heidrich machen musste, damit 
dieses Projekt überhaupt verhandelbar sei, welche einwandfrei der Einreichplanung um € 1.800,- 
zuzuordnen sei, vergüte jetzt die Marktgemeinde hinten herum dem Stern & Hafferl wieder, dass 
somit die Kosten wieder in die Planung fallen. Ob dies mit dem Eid des Bürgermeisters vereinbart 
worden sei, möchte er in Zweifel stellen. 
Eine wesentliche Sache sei auch das Geländer und die Zugangsbrücke. Das Geländer sei in dieser 
Form - mit kleinen Stehern und Seilabspannungen - vom Naturschutz bewilligt worden, obwohl ein 
konzentriertes Verfahren die Aufgabe hätte, sich unter den drei Behörden abzustimmen, was nicht 
erfolgt sei. Die Naturschutzbehörde habe im Text geschrieben, dass das Geländer beim Zu- und 
Ausgang, sowie bei der Plattform mit 1,0 Meter und mit möglichst transparenter Form herzustellen 
sei. Die Ausführung könne in Edelstahl mit Seilabspannungen erfolgen. Die Naturschutzbehörde habe 
hier die Schifffahrtsverordnung vollkommen übersehen. Herr Laus, der das erste Mal in diesem 
Verfahren tätig gewesen sei, habe diese Schifffahrtsverkehrsordnung sehr wohl in diesem Bescheid 
hinein genommen, wo vermerkt sei, dass das Geländer wie folgt auszusehen habe: 1,0 m hoch, ein 
Handlauf auf 1,0 m, ein zweiter Handlauf auf 85 cm, eine Fußleiste und außerdem Stäbe, damit die 
Kinder nicht hinauf steigen können. Das Bundesministerium, welches in diesem Bescheid angeführt 
sei, habe als zuständiges Arbeitsinspektorat Parteistellung und habe diese Anlage zu überprüfen. 
Aufgrund der gesetzlichen Situation könne diesem Geländer keine Betriebsbewilligung erteilt werden. 
Um das Geländer nun so herzurichten, wie es das Gesetz vorschreibe, würden Mehrkosten von mind. 
€ 20.000,- entstehen. 
Im Vertrag sei die Kostenaufteilung nur zu Ungunsten der Marktgemeinde Seewalchen. Es sei nicht 
einzusehen, dass die Kosten für ein Geländer und eine automatische Brücke, welche ausschließlich 
dem Anlegen der Schiffe dienen auch von der Marktgemeinde gezahlt werden. Dies seien Teile, 
welche ausschließlich Stern & Hafferl diene. Man habe dadurch den Eindruck, dass hier mehr 
versucht werde die Kosten des Unternehmens Stern & Hafferl zu minimieren. Stern & Hafferl sei ein 
Gewerbebetrieb, welcher umgekehrt eigentlich etwas an die Gemeinde zahlen müsste, damit er dort 
anlegen dürfe. 
Das Gleiche gelte für die Instandhaltungskosten. Auch diese seien zu Ungunsten der Marktgemeinde 
fixiert. Es sei schade, dass man hier nicht versuche Einnahmen zu lukrieren, wo doch der ganze Steg 
außer als Belastung für die Marktgemeinde Seewalchen nichts mit sich bringe. Die Kosten für 
Bundesforste etc. würden auch ganz schön ins Gewicht fallen. Auch hier sollte man eher eine 
Kostenaufteilung finden, welche zu Lasten von Stern & Hafferl gehe. 
Die Vertragserrichtungskosten werden in diesem Vertrag nicht behandelt. 
Weiters seien im Vertrag endlich alle Bewilligungsbescheide angeführt. Er glaube aber nicht, dass die 
einzelnen Gemeinderatsmitglieder diese Bescheide jemals gesehen bzw. gelesen haben. 
Die FPÖ werde aufgrund der angesprochenen Gründe diesem Vertrag nicht zustimmen. 
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GR. Liehmann habe bei den Berichten des Bürgermeisters gelesen, dass ein Gespräch bei der 
Förderstelle der Wirtschaftsabteilung der oberösterreichischen Landesregierung statt gefunden habe. 
Es seien alle bis dahin noch offene Unterlagen nachgereicht worden – schifffahrtsrechtliche 
Bewilligung, Vereinbarung der Gemeinde - Atterseeschifffahrt – und das grundsätzliche O.K. für den 
Förderantrag eingeholt. 
GR. Liehmann möchte wissen, was mit der Wasserrechtsverhandlung sei, welche nicht aktuell sei 
und noch in Schwebe sei. 
Abgesehen davon möchte er zu Punkt d.) sagen, dass zwar die Raika die Einwendung von EG. 
Hoyer zurück gezogen habe und damit auch EG. Hoyer. Sie sei aber nach wie vor rechtsgültig, denn 
Dr. Blum habe sich in seiner Einwendung bzw. Berufung exakt auf diese gesamte Einwendung von 
EG. Hoyer berufen und damit sei sie rechtsgültig. 
Er müsse EG. Hoyer recht geben, da er persönlich in Attersee sei und die Wasserstände sehr genau 
kenne. Stern & Hafferl habe heuer ca. vier Tage eingebüßt an Niedrigwasser. Er denke, dass dieses 
Niedrigwasser ein zehn-Jahres-Niedrigwasser gewesen sei. Die Ausfälle von Stern & Hafferl seien 
durch Hochwasser und durch Sturm wesentlich höher, als durch Niedrigwasser. Damit sei diese 
Sache genau so gelogen, wie einige Dinge im Einreichplan, welche physikalisch und technisch nicht 
stimmen. Man könne dies klipp und klar belegen. Er hoffe, dass Stern & Hafferl auf die 
Einwendungen eingehe, um diese Sache tatsächlich in natura zu testen. 
Bezüglich der Baggerung möchte er anmerken, dass sie sich tatsächlich die Schraube verletzt haben. 
Allerdings habe man hier wieder eine physikalische Größe und zwar den Derivationswinkel, der 
tatsächlich immer wieder zur Seite geschoben und abgelehnt worden sei, nicht berücksichtigt und 
sich genau dort durch die Baggerung einen Hügel aufgeworfen, wo man ein Loch für das Manöver 
hätte haben wollen. Damit sei das Argument des Niedrigwassers komplett obsolet. 
 
Der Bürgermeister möchte zu den Wortmeldungen von EG. Hoyer und GR. Liehmann anmerken, 
dass es richtig sei, was auch in Punkt 11 der Berichte vermerkt sei, dass aufgrund der vorliegenden 
wasserrechtlichen Berufungen, welche noch nicht entschieden seien, das Projekt gehemmt sei und 
damit auch keine weiteren Schritte unternommen werden können, so lange der Bewilligungsbescheid 
nicht entsprechend durch die Berufungsentscheidung entschieden sei. 
 
GR. Liehmann habe bezüglich Fördergelder diesen Punkt erwähnt. 
 
Der Bürgermeister möchte zum Thema Fördergelder anmerken, dass die FPÖ alle möglichen Stellen 
über ihre Bedenken, welche gegen dieses Projekt bestehen, informiert habe. Die LEADER-Fähigkeit 
werde nun durch das Ministerium geprüft. Weiters werde bezüglich der neolithischen Zone, was EG. 
Hoyer nochmals gemacht habe, geprüft. Das Kuratorium Pfahlbau sei bereits unterwegs gewesen 
und habe betaucht. Also alles was bisher an Einwendungen gemacht worden sei, sowohl im 
Berufungsverfahren, als auch auf Nebenschauplätzen noch abgecheckt. Was man nun noch brauche, 
sei diese Vereinbarung, welche aus seiner Sicht und so sei es auch in der Wirtschaftsabteilung 
besprochen worden, für die Einreichung zur LEADER-Förderung völlig ausreichend sei und in 
welcher auch das Innenverhältnis zwischen der Gemeinde und der Atterseeschifffahrt ausreichend 
dargestellt werde, sowohl was die Kostentragung, als auch die laufenden Betriebskosten angehe. 
Er wisse, dass die FPÖ gegen dieses Projekt sei und dieses Projekt verhindern möchte. Die FPÖ 
habe schon einen ersten Erfolg erreicht, denn eigentlich sei geplant gewesen, dass man dieses 
Projekt nach der Badesaison beginne. Durch die Nichtentscheidung der Berufungsbehörde sei das 
Projekt gehemmt worden. Die FPÖ könne sich freuen bzw. stolz sein, was auch immer. 
Der Bürgermeister sei nach wie vor der Überzeugung, dass alle zuständigen Behörden durch die 
Eingaben der FPÖ so sensibilisiert seien, dass dort sicher nichts passiere, was in irgendeiner Form 
dem wiederspreche. Er glaube, dass sich dort niemand die Finger verbrennen werde. Die FPÖ habe 
dies aus ihrer Sicht sehr umfassend und gut dargestellt, aber irgendwann einmal müsse Schluss sein, 
in welche Richtung auch immer. Er sei mittlerweile ganz pragmatisch und gelassen. 
Er persönlich und die Mehrheit des Gemeinderates haben dieses Projekt grundsätzlich befürwortet, 
trotz aller Risiken und Nebenwirkungen, welche teilweise auch mit zu berücksichtigen seien, die von 
der FPÖ dargestellt worden seien. Es gebe viele Behörden, welche damit beschäftigt seien. Der 
gesamte Rechtsmittelverlauf sei im Laufen. Er brauche für die LEADER-Einreichung jetzt noch die 
Überarbeitung und ein entsprechendes O.K. des Gemeinderates zu dieser Vereinbarung. Dann habe 
man als Gemeinde die Vorleistungen gemacht, was die Behörden entscheiden, werde anderorts 
entschieden. GR. Liehmann habe in der Fernsehberichterstattung angekündigt, dass er sowieso bis 
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zum Letzten gehe. Es sei daher zu erwarten, dass dies beim Obersten Gerichtshof landen werde und 
dann werde es eine Entscheidung geben. Werde es nicht möglich sein, dann sei das Projekt tot und 
die FPÖ habe es verhindert und wenn es ein O.K. geben werde, dann werde es gebaut. Er glaube, 
dass man dies bei aller Emotionalität so nüchtern und sachlich sehen müsse. Auch wenn die 
Emotionalität bei ihm persönlich und natürlich bei der FPÖ gegeben sei, da die FPÖ sehr viel 
Herzblut und Zeit investiert habe, um das Projekt zu torpedieren. Wie gesagt, ein bisschen etwas 
habe die FPÖ schon geschafft, da man nicht weitermachen könne, aber irgendwann werden auch die 
anderen Behörden entscheiden wie es weitergehe. 
Um wenigstens den LEADER-Antrag entsprechend abzuschließen bzw. abgeben zu können, bitte der 
Bürgermeister um Zustimmung, obwohl dies natürlich erst dann tragbar werden könne, wenn der 
wasserrechtliche Berufungsbescheid da sei. 
 
GR. Kaniak sei kein Fachmann wie EG. Hoyer und kenne die schifffahrtsrechtlichen Dinge nicht. Er 
habe aber auch noch nie von der Gemeinde gehört, dass Zahlen auf den Tisch gekommen seien, 
was dieses Projekt eigentlich bringe bzw. was lukriert werden könne und was das Endziel sei. Es 
könne nicht das Endziel sein, dass ein Schiff, welches sowieso nicht ausgelastet sei, durch ein 
Größeres ersetzt werde mit all diesen Risiken, die man hier stundenlang gehört habe. Es müsse doch 
etwas Konkretes da sein, wie zum Beispiel eine Analyse was es Seewalchen pro Jahr an finanziellen 
Mitteln und an Tourismus bringe. Zum Tourismus müsse er aber anmerken, dass das Café Eiszeit 
ausgebaut werde und die Anlegestelle weggelegt werde, damit man weniger Geschäft mache. 
Weiters sie die verkehrstechnische Lage überhaupt nicht geprüft worden. Er als Laie habe den 
Eindruck, dass hier Regatta-Fördergelder verbraten werden sollen, warum wisse er nicht. Wenn ihm 
oder den Bürgern jemand die Sinnhaftigkeit erklären könne, würde er sofort dafür sein. Nun sei die 
Situation aber sehr verfahren und die Schuldzuweisungen seien nicht klar zu definieren. Er als 
normaler Bürger frage sich nur wem es etwas nütze, dass man sich monatelang mit diesem Projekt 
beschäftige. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass es grundsätzlich darum gehe, ob man diese Änderungen 
entsprechend absegne und der LEADER-Förderstelle vorlege. Er mache sich keine Gedanken mehr 
darüber, ob hier LEADER-Mittel verbraten werden, oder nicht, da GR. Liehmann alle Drähte bei 
seinem Rechtsanwalt nütze und nun bis ins Ministerium hinauf abgecheckt werde, ob dieses Projekt 
LEADER-förderfähig sei, oder nicht. Die Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit sei eine Grundsatzdebatte. 
 
GR. Liehmann möchte darauf hinweisen, dass das Ding ins Nirwana fahre, da das Lokal Liehmann 
zusperre und dort nichts mehr sei. 
Die Gemeinde und der Bürgermeister sei schuld, dass der Liehmann zusperre, da dabei zugesehen 
worden sei, wie jeden Samstag 100 Dezibel gefahren worden seien, obwohl man Jahr für Jahr beim 
Bürgermeister vorgesprochen habe und er genau wisse, dass keine Musikgenehmigung da sei. 
Der Bürgermeister solle zugeben, dass man vorgesprochen habe, dass diese Situation nicht haltbar 
sei. Sollte das Lokal normal betrieben werden, habe man gar nichts dagegen. Ganz im Gegenteil, 
man hätte ein richtiges Kaffeehaus mit Tanzmusik im gewissen Rahmen, so wie es früher einmal 
gewesen sei, gefördert. Aber so wie dies nachweislich vom Tourismusverband gefördert worden sei 
mit Veranstaltungen, die nicht Herr Donninger aufgestellt habe, sei dies tatsächlich Sache der 
Gemeinde, die so lange zugesehen habe, wie hier Schindluder mit Gesetzen und eindeutigen 
Rechtsbrüchen getrieben werde. 
 
Der Bürgermeister unterbricht GR. Liehmann und fragt ihn, ob es zur Sache selbst noch etwas zu 
sagen gebe, da es hier nicht um das Lokal Liehmann gehe. 
 
GR. Liehmann fährt fort, das diese Woche am Montag tatsächlich 2,5 Stunden getaucht worden sei, 
wie der Bürgermeister zuvor erwähnt habe. Er sei neugierig, was das Denkmalamt hier rausgefunden 
habe. Er wisse nur, dass damals die Bestandsaufnahme der neolithischen Zone 2 wochenlang 
gedauert habe. Er wisse nicht, was gesagt werde, aber in 2,5 Stunden könne man dann zum Beispiel 
nicht sagen, dass man nichts gefunden habe. Er nehme an, dass die Betauchung wahrscheinlich so 
in etwa ausgehen werde. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die ganze neolithische Zone vom Bereich Strandbad bis zur 
Agerbrücke mehrmals, auch schon im Vorjahr, intensiv betaucht worden sei. Es würden ausreichend 
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Dokumente vorliegen, wie dort der Zustand der neolithischen Zone sei und welche Auswirkungen dies 
haben werde. Man habe einen denkmalschutzrechtlichen Bescheid. 
 
GR. Mayrhofer Harald habe sehr verwundert feststellen müssen, dass offensichtlich die Herren der 
FPÖ, sowohl GR. Kaniak, wie auch GR. Liehmann ihre Aussagen vor ca. zehn Jahren nicht mehr 
wissen. Es sei im Gemeinderatssitzungsprotokoll nachzulesen, das beide Herren Gastliegeplätze im 
Nordbereich des Atterseeufers gefordert haben, damit der Tourismus hier belebt werden könne. Nun 
stellen sie in Frage, was der Steg überhaupt touristisch bringen solle. Vor zehn Jahren sei dies 
bezüglich Litzlberg gewesen, wo ihre Aussagen schriftlich festgehalten worden seien. 
 
GR. Kaniak bedankt sich, dass ihm der Ball zugespielt worden sei, denn er habe schon beim 
Vorgänger von Herrn Bürgermeister Reiter, Herrn Limberger jede Sitzung mit der Frage beendet, was 
mit der Promenade passiere, um sie zu reaktivieren bzw. attraktiver zu machen. Es sei nie etwas 
passiert, außer dass aus Verlegenheit ein paar Steine hinein gelegt worden seien. Dies habe er 
bereits 15 Jahre vor der Zeit von Herrn GR. Mayrhofer Harald angesprochen. Das heiße, dass GR. 
Kaniak derjenige sei, welcher für den Tourismus arbeite und nun komme GR. Mayrhofer Harald daher 
und sage, dass er den Tourismus verhindere. Er finde das sehr kindisch. 
 
GR. Mayrhofer Harald erklärt, dass er nur die Forderung von GR. Kaniak nach Gastliegeplätzen am 
Nordbereich des Attersees angesprochen habe und das sei genau das, was man nun hier mache. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 8 ohne Weichselbaumer u. Kritzinger 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 2 Weichselbaumer, Kritzinger 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
 
 
 
 
3.  Rathaus 

Auflösung des Leasingvertrages und Abschluss eines Kaufvertrages zum Erwerb des Rathauses 
von der Leasinggesellschaft 

 
Bgm. Reiter: 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee hat im Dezember 1996 mit der Oö. Kommunal-
Immobilienleasing GmbH einen Leasingvertrag zur Finanzierung des neuen Rathauses 
abgeschlossen. Nach Fertigstellung des Rathauses im Jahr 1998 hat die 15-jährige Laufzeit des 
Leasingvertrages begonnen. Sie endet nun mit 31. Oktober 2013. Gleichzeitig überträgt der 
Leasinggeber das Leasingobjekt mittels Kaufvertrag in das Eigentum der Marktgemeinde Seewalchen 
am Attersee. Der Kaufpreis in Höhe des kalkulatorischen Restbuchwertes beträgt  € 1,678.542,36 
welcher bereits in der laufenden Leasingrate eingerechnet war, sodass keine Restzahlung für den 
Kaufpreis mehr anfällt. Gleichzeitig mit der Eigentumsübertragung und Kaufabwicklung wird der 
zwischen der Leasinggesellschaft und der Gemeinde geschlossene Bestandvertrag samt Nachtrag 
aufgelöst. 
Ausgehend von Restwert (=Kaufpreis) fallen im Zuge der Eigentumsübertragung und 
Vertragsauflösung jedoch Nebenkosten in Höhe von € 83.927,12 an: 3,5% Grunderwerbsteuer, 
€ 58.748,98, 1,1% Eintragungsgebühr € 18.463,97, 0,4% Notariatskosten € 6.714,17. 
Für die buchhalterische Abwicklung der Beendigung und Errichtung der Verträge verrechnet die 
Leasinggesellschaft zusätzlich noch € 2.000,- zzgl. Ust. Die Kosten für die Vertragsabwicklung und 
Eigentumsübertragung sind im Budget vorgesehen. 
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Der Bürgermeister stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes 
stelle ich folgende Anträge: 
 

a) den vorliegenden Kaufvertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee   
und der Oö. Kommunal – Immobilienleasing GmbH zu beschließen. 

 
b) den vorliegenden Auflösungsvertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen am  

Attersee und der Oö. Kommunal – Immobilienleasing GmbH zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Anträge einzeln durch Handheben abstimmen und stellt 
jeweils eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Vermietung 

Strandbadwohnung – Verlängerung des Mietvertrages mit Herrn u. Frau Altendorfer 
 
Bgm. Reiter: 
Herr und Frau Altendorfer sind seit dem Jahr 2005 Mieter der Strandbadwohnung. Ihr Mietvertrag 
vom September 2007 wurde mit Nachtrag vom 7. Oktober 2010 um drei Jahre bis zum 31. Dez. 2013 
verlängert. Die Mieter möchten den Mietvertrag gerne um weitere drei Jahre verlängern. Die mtl. 
Miete beträgt dzt. 483,--  incl. Ust. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den vorliegenden 
Nachtrag zum Mietvertrag vom 30. September 2007 zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister möchte anmerken, dass die Ehegatten Altendorfer sehr angenehme Mieter seien 
und auch sehr glücklich in dieser Wohnung seien. Daher stehe der weiteren Vermietung an die 
Ehegatten Altendorfer nichts im Wege. 
 
GR. Kaniak nimmt an, dass die meisten Mitglieder des Gemeinderates nicht wissen werden, warum 
dieses von der Bausparkasse errichtete Gebäude überhaupt entstanden sei. Sinn der Sache sei in 
den 90er Jahren gewesen, dort eine Aufsicht wohnhaft und sesshaft zu machen, da ständig 
Vandalenakte im Bad statt gefunden haben. Herr Männer, der dort gewohnt habe, hätte dort die 
Aufsicht gehabt. Deswegen habe man auf die Promenade ein Einfamilienhaus gebaut. Die Logik sei 
verblüffend. Man könne die Ordnung nicht aufrecht erhalten und darum verbaue man sich die 
Promenade. Nun sei man noch immer nicht ausbezahlt, denn der Vertrag mit der Bausparkasse laufe 
20 Jahre. 
Er möchte nur darauf hinweisen, dass sich Fehlentscheidungen im kleinen Rahmen so lange 
hinziehen können. All diese Probleme bezüglich guter Vermietung, Wärmedämmung, Heizung etc. 
hätte man sich ersparen können, wenn man diese Entscheidung damals anders getroffen hätte, aber 
vielleicht ist man im Nachhinein gescheiter. 
 
Der Bürgermeister sei verwundert darüber, dass die Gemeinde einen Bausparkassenvertrag gehabt 
habe. Der Bürgermeister erklärt, dass GR. Kaniak wahrscheinlich die Wohnbauförderung meine. 
 
GR. Kaniak entgegnet, dass er schon die Bausparkasse meine, da sie hier einen extra Vertrag 
gehabt habe. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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5.  ABA Seewalchen, Erweiterung 2013 , Anschluss Gewerbegebiet Ager 

Abschließen eines Benützungsübereinkommens mit der ÖBB-Infra 
 
Bgm. Reiter: 
Das ehemalige HIL-Areal wird an das Kanalnetz der Gemeinde angeschlossen. Im Nahbereich der 
geplanten Kanaltrasse verläuft  die ÖBB Strecke Vöcklabruck – Kammer. 
Um das Bauvorhaben verwirklichen zu dürfen ist es notwendig, eine Einverständniserklärung 
abzugeben und ein Benützungsübereinkommen mit der ÖBB-Infra abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

beiliegende Einverständniserklärung und gleichzeitig auch Benützungsübereinkommen für 
bahnfremde Anlagen mit der ÖBB-Infra abzugeben und abzuschließen.  

 
EG. Hoyer merkt an, dass es sehr erfreulich sei für die Betriebe, die sich dort unten angesiedelt 
haben bzw. werden, dass bereits eine wasserrechtliche Bewilligung vorliege, sodass das 
Abwasserproblem in Summe schon gelöst sei. Es gehe nun nur mehr um den Bau. Er möchte 
anmerken, dass dies sehr gut und ordentlich abgewickelt worden sei. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
6.  Abwasserbeseitigung 

Abschließen einer Vereinbarung betr. Kostenbeteiligung Wolfsegger 
 
Bgm. Reiter: 
Die Untergrundverhältnisse bei den Amthofgründen sind lt. Gutachten von Moser & Jaritz für eine 
Versickerung von Dach- und Oberflächenwässer nicht geeignet. Die Niederschlagswässer der 
Objekte und die Straßenwässer müssen daher in einem eigenen Regenwasserkanal gesammelt und 
in ein Retentionsbecken bzw. einen Stauraumkanal in der noch zu bauenden Straße geleitet und die 
noch verbleibenden Wässer in weiterer Folge über eine Drosselleitung  in den erst zu bauenden 
Mischwasserkanal, sowie weiters in den bestehenden Mischwasserkanal in der Hauptstraße (bzw. 
Stichkanal im Amthof-Fußweg) geleitet werden. In diese Retentionsanlage sollen nicht nur die 
Wässer der Objekte, sondern auch die der Straße geleitet werden. Die Errichtungskosten der 
Retentionsanlage fallen zum Großteil auf Wolfsegger, zu einem geringen Teil auf die Gemeinde.  
Um die Kostenaufteilung sowie die Frage der Instandhaltung zu klären, soll zwischen Gemeinde und 
Wolfsegger eine privatrechtliche Vereinbarung getroffen werden. 
Bislang gab es 2 Gesprächsrunden im Rathaus. Bei der letzten Zusammenkunft signalisierte 
Wolfsegger die Zustimmung zum Aufteilungsschlüssel der von dlp ausgearbeitet wurde. Gemäß 
diesem sollte Wolfsegger 72,2 % und die Gemeinde 27,7 Prozent der geschätzten Errichtungskosten 
in Höhe € 52.300,00 tragen. Abgerechnet wird nach den tatsächlich angefallen Kosten, also nach 
Vorliegen der Schlussrechnung. Desweiteren waren  die Kosten für die Instandhaltung der Anlage, 
gerechnet auf die kommenden 50 Jahre, Gegenstand der Besprechung. Von dlp wurde eine 
Schätzung der zu erwartenden Kosten angestellt. Diese Kosten sollen in dem Verhältnis wie 
diejenigen, die für die Errichtung der Anlage anfallen, getragen werden. Abgegolten soll in Form einer 
Einmalzahlung werden. Die Kostenschätzung beträgt  € 11.346,84, Wolfsegger würde 8.203,77, die 
Gemeinde 3.143,07 zu tragen haben. Von der Gemeinde wurde der Entwurf einer Vereinbarung 
erstellt und Wolfsegger übermittelt. Dieser hat in einem Antwortschreiben mitgeteilt, dass die von dlp 
angesetzten Kosten überhöht seien. Lt. Telefonat mit Bmst. Köbrunner von der Fa. EW-Bau wird ein 
Beitrag in Höhe von € 5.500,-- als Kompromiss akzeptiert. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende 
Vereinbarung abzuschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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7.  Nachwahlen 

Bildungsausschuss 
 
Bgm. Reiter: 
Durch den Mandatsverlust von EG Magdalena Berger ist eine Nachwahl in den Bildungsausschuss 
erforderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die SPÖ-Fraktion. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Von der SPÖ-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das  Mitglied  im Bildungsausschuss, 
lautend auf Stefanie Eicher vor. 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Antrages 
 
 
 
 
 
8.  Winterdienst 

Zuschlagsentscheidung für die Vergabe der Arbeiten zur teilweisen Durchführung des 
Winterdienstes für die kommenden 3 Wintersaisonen 

 
Bgm. Reiter: 
Die Arbeiten zur Durchführungen des Winterdienstes für die kommenden 3 Wintersaisonen wurden 
mittels eines nicht offenen Verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung aufgrund der Bestimmungen 
des BVerG ausgeschrieben. Zur Anbotlegung wurden 4 Firmen eingeladen. Vom Maschinenring 
Service und Fa. Kircher, Zipf langten rechtzeitig Angebote ein. Einziges Zuschlagskriterium war der 
Anbotspreis. 
Aufgrund des Anboteröffnungsergebnisses ist die Firma Kircher mit einem Stundensatz von € 77,00 
und einem Zuschlag von € 5,00 am billigsten.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung für die teilweise Durchführung des Winterdienstes in Form 
eines Rahmenvertrages aufgrund des Anbotergebnisses für die Firma Peter Kircher, 
Neukirchen a.d.V., zu treffen.  

 
Der Bürgermeister möchte dazu sagen, dass die Firma Kircher in den letzten drei Jahren sehr gut und 
verlässlich gearbeitet habe. Beschwerden gebe es immer. Im Großen und Ganzen sei man aber sehr 
zufrieden gewesen und es spreche nichts dagegen den Zuschlag wieder zu erteilen. 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass dies sehr positiv sei, wenn man sich den Zweitbieter mit € 10,- 
Unterschied ansehe. Noch mehr klaffe es bei den Sonn- und Feiertagsdiensten auseinander. Wo der 
eine Anbieter € 5,- verlange, verlange der Andere € 17,-. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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9.  Prüfungsausschuss 
  Prüfbericht aus der Sitzung vom 9.9.2013 
 
Prüf.A.-Obm. Wolfgang Vogel: 
An Hand der von der Finanzabteilung vorgelegten Unterlagen informierte sich der Prüfungsausschuss 
eingehend über die bestehenden Betreuungseinrichtungen und deren Kostenentwicklung. Bei diesen 
Einrichtungen handelt es sich um die Kindergärten der Pfarrcaritas in Seewalchen und dem 
evangelischen Kindergarten Rosenau, die Kinderkrabbelstube und dem Schülerhort. Diese beiden 
Einrichtungen werden vom Verein Oö. Familienzentren im Auftrag der Marktgemeinde Seewalchen 
am Attersee betrieben. Insgesamt wurden in allen Betreuungseinrichtungen zusammen im Jahr 2012  
223 Kinder betreut. 
 
Prüf.A.-Obm. Wolfgang Vogel liest den Prüfbericht vom 9.9.2013 vollinhaltlich vor und stellt 
den Antrag,  

den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vogel W. gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes 
2136/2, KG. Seewalchen, von Grünland in Bauland „Wohngebiet“ (Bereich Haidacherstraße)  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr/Frau Roland und Marion Schindelwig, wh. Deutschland sowie Herr Gerhard Lacher, wh. Linz  
haben  mit Eingabe vom 04.03.2013 und 06.03.2013 sowie 11.03.2013 die  Umwidmung eines 
Teilbereiches des  Grundstückes Nr. 2136/2, KG. Seewalchen, von derzeit Grünland auf Bauland 
„Wohngebiet“ beantragt. Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im Bereich der 
Haidacherstraße.   
Der Umwidmungsantrag ist durch das ÖEK nicht gedeckt; daher wäre eine Änderung des ÖEK 
erforderlich. Die beantragte Umwidmungsfläche liegt außerhalb der definitiven Siedlungsgrenzen. 
Auf Grund der in der Stellungnahme angeführten Feststellungen kann von Seiten der Ortsplanung die 
beantragte Umwidmung nicht empfohlen werden, insbesondere durch die Problematik der im Umfeld 
liegenden Betriebsbaugebiete (Haydinger). 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 23.04.2013 
und der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem gegenständlichen Ansuchen 
nicht zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes 
39/20, KG. Litzlberg, von Grünland in Bauland „Wohngebiet“ (Bereich Unterbuchberg)  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Privatstiftung Herbert Jodl, Lenzing, Kraims 14  hat  mit Eingabe vom 18.04.2013 die  
Umwidmung eines Teilbereiches des  Grundstückes Nr. 39/20, KG. Litzlberg, von derzeit Grünland 
auf Bauland „Wohngebiet“ beantragt.  
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Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im nordwestlichen Randbereich der Ortschaft 
Unterbuchberg.   
Von Seiten der Ortsplanung ist eine Änderung des ÖEK nicht erforderlich, da es sich hierbei um eine 
Geringfügigkeit von einer Breite von 2,84 m handelt und dadurch kein eigenständig bebaubares 
Grundstück entsteht.  
Auf Grund der Stellungnahme des Ortsplaners vom 22.4.2013, kann unter der Voraussetzung eines 
positiven Gutachtens eines befugten Geologen, der die Baulandeignung als gegeben erachtet bzw. 
allenfalls Auflagen vorgibt, die beantragte Umwidmung empfohlen werden.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der  Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 22.04.2013 
und der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf  Änderung des 
rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes 
52/12, KG. Litzlberg, von Grünland  in Bauland „Wohngebiet“ (Bereich Roithweg)  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr/Frau Roland und Mag. Barbara Pellegrini, wh. Linz  haben mit Eingabe vom 26.04.2013 die  
Umwidmung eines Teilbereiches des  Grundstückes Nr. 52/12, KG. Litzlberg, von derzeit Grünland 
auf Bauland „Wohngebiet“ beantragt. Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im westlichen Bereich 
der Ortschaft Buchberg im Roithweg. 
Von Seiten der Ortsplanung ist wegen Geringfügigkeit und weil kein eigenständig bebaubares 
Grundstück entsteht, eine Änderung des ÖEK nicht erforderlich. 
Auf Grund der Stellungnahme des Ortsplaners vom 24.05.2013 kann unter der Voraussetzung eines 
positiven Gutachtens eines befugten Geologen, der die Baulandeignung als gegeben erachtet bzw. 
allenfalls Auflagen vorgibt, die beantragte Umwidmung empfohlen werden. 
Der Antrag wird entsprechend einer Mitteilung der Familie Pellegrini, wh. Linz vom 18.9.2013 mit 
einer Vergrößerung des bestehenden Wohnhauses auf dem Grundstück Nr. 52/5, KG. Litzlberg aus 
familiären Gründen in östlicher Richtung begründet. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 24.05.2013 
und der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses  das Verfahren auf  Änderung des 
rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes 256, KG. Litzlberg, 
von Grünland in Bauland „Wohngebiet“ (Bereich Buchberg Aicherfeld)  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Gerhard Ebetsberger, wh. Seewalchen, Haining 8 hat mit Eingabe vom 20.08.2013 die  
Umwidmung  des  Grundstückes Nr. 256, KG. Litzlberg, von derzeit Grünland auf Bauland 
„Wohngebiet“ beantragt. Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im nördlichen Bereich der Ortschaft 
Buchberg im Aicherfeld. Von Seiten der Ortsplanung ist eine Änderung des ÖEK erforderlich.  
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Auf Grund der Stellungnahme des Ortsplaners vom 11.09.2013 besteht gegen eine Umwidmung kein 
Einwand und kann daher dem Gemeinderat empfohlen werden.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 11.09.201 
und der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf  Änderung des 
rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes sowie des örtlichen Entwicklungskonzeptes  
einzuleiten. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine mehrheitliche (Stimmenthaltung: Hauschildt-Buschberger)  
Annahme fest. 
 
 
 
 
14. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 14.02.2013) Beschlussfassung betreffend die Umwidmung des 
Grundstückes Nr. 2158, KG. Seewalchen, von derzeit Grünland „Land- und Forstwirtschaft auf 
Bauland „Wohngebiet“ (Bereich des Sonnleitenweg) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens Abt. Raumordnung der Oö. 
Landesregierung keine Einwände und wird diese grundsätzlich zur Kenntnis genommen. Jedoch wird 
auf die Vorlage entsprechender Nachweise betreffend die Baulandeignung (Typ B) hingewiesen. 
Das Grundstück Nr. 2158, KG. Seewalchen liegt entsprechend den Unterlagen vom 6.6.2006 nicht im 
Bereich einer geogenen Risikozone (Typ B). Es kann daher von einem entsprechenden Nachweis 
betreffend die Baulandeignung (Typ B) abgesehen werden. 
Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. wurden mit Schreiben vom 15.5.2013 keine Einwände 
gegen die geplante Umwidmung erhoben. Die Energie AG teilt in ihrer Stellungnahme vom 24.4.2013 
mit, dass eine Nutzung der Parzellen außerhalb der Schutzstreifen der Leitungsanlagen im Regelfall 
möglich ist, eine Bebauung innerhalb dieses Schutzstreifens sollte grundsätzlich vermieden werden. 
Gegen die Änderung wird bei Einhaltung der mit Schreiben vom 24.4.2013 mitgeteilten Auflagen und 
Bedingungen kein Einwand erhoben. Die aktuellen Leitungsdaten (Kabel- und Freileitungen) wurden 
lt. Ortsplaner Deinhammer in den Änderungsplan aufgenommen. Weitere Stellungnahmen langten 
nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 72 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 sowie die Änderung Nr. 23 des ÖEK entsprechend den 
Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 08.04.2013 zu 
beschließen. Das Gestaltungskonzept Variante 2 des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 12.12.2012 wird der Flächenwidmungsplanänderung zu Grunde 
gelegt. 

 
GV. Hemetsberger erklärt, dass sich die Fraktion der FPÖ bereits bei der 
Grundsatzbeschlussfassung am 14. Februar negativ dafür ausgesprochen habe, da man in Zukunft 
überhaupt davon Abstand nehmen sollte Bauparzellen, die so nahe an KV-Leitungen liegen, von 
landwirtschaftlichen Gründen in Bauland umzuwidmen. Daher werde sich die Fraktion der FPÖ gegen 
diesen Punkt aussprechen. 
 
GV. Gaisbichler sei bei der Gemeinderatssitzung, bei welcher dieser Grundsatzbeschluss gefasst 
worden sei, nicht anwesend gewesen. Er habe aber bereits im jeweiligen Ausschuss kund getan, 
dass er auch nicht glücklich sei über die Situation. Daher werde er sich heute der Stimme enthalten. 
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Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 19 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Gaisbichler 

   SPÖ-Fraktion: 5 Kritzinger, Kasper, Geissler, Schuster, 
Distler 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
      
Gegen den Antrag 6 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
 
Stimmenthaltungen 6 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Gaisbichler 

   SPÖ-Fraktion: 5 Weichselbaumer, Berger, Mayrhofer, 
Resch, Steinwendner 

 
 
 
 
 
15. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 27.6.2013) Beschlussfassung betreffend die Umwidmung einer 
Teilfläche des Grundstückes Nr. 1976, KG. Seewalchen, von derzeit Grünland „Land- und 
Forstwirtschaft“ auf „Verkehrsfläche für den ruhenden Verkehr - Parkplatz“ 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö.Landes-
regierung keine Einwände und wird diese grundsätzlich, jedoch unter Hinweis auf die in den 
einzelnen Stellungnahmen (Naturschutz, OÖ. Straßenverwaltung), zur Kenntnis genommen.  
Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. wird mit Schreiben vom 30.8.2013 mitgeteilt, dass die 
Änderung aus agrarischer Sicht dann tolerierbar ist, wenn sie nur im unbedingt notwendigen und 
erforderlichen Ausmaß vorgenommen wird. 
Vom Amt der Oö. Landesregierung (Abt. Naturschutz und Grund- und Trinkwasserwirtschaft) wurden 
mit Schreiben vom 5.8.2013 bzw. 22.8.2013 keine Einwände gegen die Umwidmung vorgebracht. 
Vom Amt der Oö. Landesregierung (Abt. Straßenerhaltung und betrieb) wurde mit Schreiben vom 
26.8.2013 mitgeteilt, dass bei Einhaltung mitgeteilter Bedingungen von der og. Abteilung keine 
Einwände erhoben werden. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 73 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 sowie die Änderung Nr. 24 des ÖEK entsprechend den 
Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 11.07.2013 zu 
beschließen.  

 
GV. Hemetsberger finde es an sich positiv, dass Frau Tostmann viel Geld in die Hand nehme, um 
eine Bruchbude nach der anderen in Seewalchen zu renovieren. 
Er finde es aber nicht positiv, dass man den Parkplatz heute beschließe, obwohl er bereits stehe. Es 
sei anzuprangern, dass bereits 400-500 m² geschottert seien. Dies sei keine politische Kultur. Der 
Bürgermeister solle den Gemeinderat nicht entmündigen. Es hätte noch die paar Wochen gewartet 
werden müssen. 
 
Der Bürgermeister habe bereits im Bauausschuss gesagt, dass die Baubewilligung bereits Anfang 
bzw. Mitte September rechtskräftig gewesen sei. Es sei die Baustellenzufahrt dort und diese sei die 
einzige Zufahrt, die es von der Straßenmeisterei gebe. Dass dort natürlich zusätzliche Stellflächen 
und nicht nur eine Straße geschottert worden seien, sei klar. Er sehe dies nicht so tragisch. Für ihn 
sei das kein Beginn der Bauarbeiten für den Parkplatz, denn die Flächen, wo der Erdaushub gelagert 
werde, seien nach wie vor unbefestigt. 
Faktum sei, dass eine Zufahrt hinein geschottert worden sei. Für ihn sei dies die Baustellenzufahrt. 
Dass ein Teil dessen natürlich weiterverwendet werde, wenn die Parkplatzarbeiten beginnen, sei klar. 
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GV. Hemetsberger merkt an, dass es genügt hätte die Fraktionsobleute mit einem Rundmail zu 
informieren, dass man dies am 16. im Bauausschuss habe und zehn Tage später im Gemeinderat zur 
Beschlussfassung. Es hätte keiner „nein“ gesagt, aber dieses Drüberfahren über den Bauausschuss 
und den Gemeinderat sei wie damals beim Hotel Häupl, wo der Kran schon gestanden sei und am 
Abend dann die Sitzung gewesen sei. 
Man habe absolut nichts gegen den Parkplatz, nur gegen die Art wie es gemacht werde. Jedem 
Anderen werde vorgeschrieben, dass man ja nicht anfangen dürfe, bevor man nicht den Bescheid 
habe und dies durch den Bausachverständiger in Ordnung sei, aber in diesem Fall gehe man ganz 
locker damit um. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. Bebauungsplan Nr. 59 „Cafe – Blumen Mayer“;  

(Grundsatzbeschluss vom 14.02.2013) Beschlussfassung  des Bebauungsplanes Nr. 59 „Cafe - 
Blumen Mayer“ (Bereich Promenade) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 29.5.2013 
mitgeteilt, dass die Planung aus fachlicher Sicht  zur Kenntnis genommen werden kann.  
 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Naturschutz wurde mit Schreiben vom 23.4.2013 dem 
Bebauungsplan zugestimmt. Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Straßenerhaltung  wurde mit 
Schreiben vom 18.4.2013 der Bewilligung des Bebauungsplanes unter Bedingungen ebenfalls 
zugestimmt.  
Seitens der Abt. Grund- und Trinkwasserwirtschaft sowie der Abt. Oberflächengewässerwirtschaft 
wurden mit Schreiben vom 28.5. bzw. 23.5.2013 ebenfalls keine Einwände erhoben. Die 
Landwirtschaftkammer OÖ. teilt mit Schreiben vom 14.5.2013 mit, dass aus agrarischer Sicht keine 
Einwände bestehen. Von der Wirtschaftskammer OÖ. wird die Erstellung eines Bebauungsplanes mit 
Scheiben vom 2.5.2013 im Interesse der Wirtschaft befürwortet. Die OÖ. Bundesforste haben per 
Mail vom 16.4.2013 keine Einwände erhoben. 
 
Herr Franz Scherer spricht sich mit Eingabe vom 9.4.2013 gegen jede Aufweichung der vor einigen 
Jahren festgelegten Nutzungsbeschränkungen für das Cafe Eiszeit aus. Weitere Stellungnahmen 
sind nicht eingelangt. 
 
Die Errichtung des geplante Wintergartens ist für den Betreiber des Cafes in einer 
Tourismusgemeinde zur besseren Nutzung auch bei schlechter Witterungslage sowie der 
Verlängerung der Öffnungszeiten im Frühjahr und Herbst dringend notwendig. Zudem wird durch die 
Errichtung eines ebenerdigen, stark aufgeglasten Baukörpers das derzeit ungünstige Ambiente der 
bestehenden Zeltüberdachung bereinigt (siehe Stellungnahme Abt. Naturschutz  vom 23.4.2013). 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Bebauungsplan Nr. 59 
„Cafe – Blumen Mayer“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 05.11.2012 zu 
beschließen. Die Stellungnahme des Herrn Franz Scherer wird zur Kenntnis genommen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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17. Bebauungsplan Nr. 58 „Feldstraße Mitte“;  

(Grundsatzbeschluss vom 27.9.2012) Beschlussfassung  des Bebauungsplanes Nr. 58 
„Feldstraße Mitte des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 3.9.2012, korr. am 
27.3.2013 und 16.7.2013“ sowie Aufhebung der Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes Nr. 2 
„Seewalchen-Südost“ (Bereich Feldstraße) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 18.6.2013 auf die 
seinerzeitige Stellungnahme vom 3.12.2012 verwiesen. Die seitens des Naturschutzes angeführten 
Widersprüche im Zusammenhang mit den Bestimmungen über die Einfriedungshöhen wurden 
ausgeräumt und den Beteiligten die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben. Ein bau- und 
hydrogeologisches Gutachten der Fa. Geo-Traunkirchen mit Datum vom 28.11.2011, GZ. 1120901 
wurde ebenfalls vorgelegt.  
Die Landwirtschaftkammer OÖ. teilt mit Schreiben vom 14.5.2013 mit, dass aus agrarischer Sicht 
keine Einwände bestehen.  
Von den Anrainern Franz und Barbara Romankiewicz (Datum vom 20.11.2012), Albert Ploner (Datum 
vom 6.11.2012), Dkfm Paul und Astrid Lanser (Datum 29.10.2012) wurden Stellungnahmen 
eingebracht. 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 19.12.2012 
mitgeteilt, dass für die vorgesehene Teilaufhebung ein formales Verfahren nicht erforderlich ist, da 
eine defacto Aufhebung ohnehin bei Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes Nr. 58 „Feldstraße 
Mitte“ erfolgt. 
Die Landwirtschaftkammer OÖ. teilt mit Schreiben vom 31.10.2012 mit, dass aus agrarischer Sicht 
keine Einwände bestehen.  
Die Asfinag teilt mit Schreiben vom 25.10.2012 mit, dass kein Anspruch an die Asfinag auf erhöhten 
Immissionsschutz (Lärm etc.) besteht, der geplanten Änderung in Absprache mit unseren 
Fachabteilungen zugestimmt wird. 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Bebauungsplan Nr. 58 
„Feldstraße Mitte“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 03.09.2012, korr. am 
27.03.2013, 16.07.2013 zu beschließen. 
Gleichzeitig wird die Aufhebung der Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes Nr. 2 
„Seewalchen-Südost“ beschlossen. Die vorgebrachten Stellungnahmen der Anrainer 
werden zur Kenntnis genommen. 

 
Der Bürgermeister lässt über die von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Anträge durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
18. Bebauungsplan Nr. 29 „Neuhofer“;  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 3211/1, 
KG. Seewalchen (Bereich Lacherwiese) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Frau Michaela Hengster, Seewalchen a. A., Lacherwiese 20 hat mit Eingabe vom 18.04.2013 um 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 29 „Neuhofer“ betreffend Grundstück  
Nr. 3211/1, KG. Seewalchen, angesucht.  
Die Änderung wird mit dem Wunsch einer Erhöhung der Geschoßanzahl von derzeit 1-1,5 auf 2, der 
Vergrößerung der bebaubaren Fläche sowie die Errichtung eines Flachdaches betreffend das 
Grundstück Nr. 3211/1, KG. Seewalchen, begründet.  
Von Seiten der Ortsplanung spricht grundsätzlich nichts gegen die beantragten Änderungen. Im 
gesamten Umfeld bzw. gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 29 besteht kein Objekt 
oder die Möglichkeit auf die Errichtung von 2 Vollgeschoßen oder die Errichtung eines Flachdaches, 
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sowie eine größere bebaubare Fläche (Gleichheitsgrundsatz). Ein Gutachten eins befugten 
Geologen/Geotechnikers bezüglich Baulandeignung ist vorzulegen (Baugrundrisiko Typ B). 
Von Seiten der Ortsplanung wird unter anderem empfohlen, den gesamten Bebauungsplan Nr. 29 
„Neuhofer“ zu überarbeiten. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Antrag der Frau Michaela 
Hengster vom 18.4.2013 auf Änderung des og. Bebauungsplanes nicht stattzugeben.  

 
GR. Kasper habe zwar im Bauausschuss mitgestimmt, er habe sich dies aber alles nochmals 
angesehen. Er habe gelesen, dass von Seiten der Ortsplanung grundsätzlich nichts gegen die 
beantragte Änderung spreche. Man habe in anderen Ortsteilen schon viele Sachen gehabt, wo es 
dann gegangen und geändert worden sei. Er möchte in diesem Zusammenhang den 
Gleichheitsgrundsatz ansprechen. Er verstehe nicht, warum man es dort machen könne und hier 
nicht. Der Ortsplaner sage selber, dass es dort schon so lange her sei und dort etwas überarbeitet 
werden müsse. Wenn die Leute dort einen Wohnraum schaffen wollen, verstehe er nicht, warum es 
woanders gehe, aber hier nicht. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es eine grundsätzliche Frage sei, ob man in diesem 
Bebauungsplan Flachdächer frei geben möchte, oder nicht. So wie GR. Kasper den 
Gleichheitsgrundsatz nun interpretiere, gebe der Bürgermeister ihm sogar recht. Dort sei der 
Gleichheitsgrundsatz aber so interpretiert worden, dass man dann den ganzen Bebauungsplan 
ändern müsste und die Dachform grundsätzlich frei geben müsste. Die Siedlung Lacherwiese sei 
aber relativ eng begrenzt, im Gegensatz zu Steindorf, wo man eine riesige Siedlung habe. 
 
GR. Kasper fügt hinzu, dass der Ortsplaner genau dies empfehle. Weiters möchte er anmerken, dass 
der Bebauungsplan schon 20-30 Jahre alt sei. 
 
Vizebürgermeister Schachl sei vom Bauamt informiert worden, dass es eine rechtskräftige 
Baubewilligung mit Dachraumausbau gebe. Wahrscheinlich habe man aber dort zu wenig Platz 
gefunden, oder möchte es sich einfacher machen und habe deswegen das Flachdach angesprochen. 
Wenn man nun mit dem Gleichheitsgrundsatz argumentiere, dann müsste man sämtliche 
Bebauungspläne aufheben, denn nur so wäre im gesamten Gemeindegebiet jeder dem anderen 
gleichgestellt und jeder könne nach der Bauordnung so bauen wie er möchte. 
Den Anrainern sei dies aber schon bekannt gewesen, denn das Haus stehe ja schon einige Zeit. 
Es sei aber sicher kein Problem dies nochmals im Bauausschuss zu beraten. 
 
GR. Kasper möchte noch anmerken, dass man wahrscheinlich nicht einmal den ganzen 
Bebauungsplan umändern müsste. Man bräuchte nur einen gewissen Teil des Bebauungsplanes 
herausnehmen und dies würde nichts kosten. Der Besitzer des Hauses habe jetzt ein Satteldach und 
mit einem Flachdach würde er ja nicht höher, sondern niedriger werden. 
 
Der Amtsleiter möchte anmerken, dass die Sachbearbeiter und auch der Sachverständiger mit 
Bebauungsplänen wie Steindorf und Lacherwiese, also mit allen zwanzig bis dreißig Jahre alten 
Bebauungsplänen, große Probleme haben. 
Die Familie Hengster habe im März bei ihm vorgesprochen und ein Umbauvorhaben gebracht. Man 
habe mit dem Sachverständiger diskutiert, ob es nur eineinhalbgeschossig sei, wie der 
Bebauungsplan dies vorsehe oder zweigeschossig. Man habe den Ortsplaner um ein Gutachten 
ersucht und dieser sehe es auch als zweigeschossige Bebauung. 
Es sei eine Übermauerung - eineinhalb Geschoss - mit Satteldach und Dachflächenfenstern und die 
Familie wollte eine Gaupe machen. Wenn die Gaupe nun mehr als 2/3 der Hauslänge ausmache, 
dann sei sie als Geschoss zu werten und nicht als eineinhalb Geschoss. 
Die Familie Hengster habe zwischenzeitlich aber einen neuen Bauplan eingereicht, da sie nicht mehr 
so viel Zeit hatten, um das Verfahren abzuwarten. Sie haben sich nun für eine Zwischenlösung mit 
einem Dachflächenfenster statt einer Gaupe entschieden und der Dachraum und die Baubewilligung 
wurden am 10. September genehmigt. 
In diesem konkreten Fall hätte sich vom Erscheinungsbild bzw. von der Beeinträchtigung der 
Nachbarliegenschaften seines Erachtens fast kein Unterschied ergeben. 
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Vor 20-30 Jahren seien die Bebauungspläne sehr restriktiv gemacht worden, aber alleine die Bauart 
und die Baumaterialien haben sich in dieser Zeit sehr stark verändert, was nun eine sehr große 
Beschneidung für die Bauwilligungen zu Folge habe. Ihm tun die Bauwerber ab und zu wirklich leid, 
da viele € 300.000,- - 400.000,- in die Hand nehmen und die Baubehörde sagen muss, was sie alles 
nicht dürfen. 
Er würde ersuchen, dass man für die Bebauungspläne, welche man schon tausendmal diskutiert 
habe, zeitgemäße Vorschriften mache. Die Bebauungspläne ganz aufzuheben, sei für ihn die 
schlechteste Lösung. 
Für Frau Hengster könnte man auch die Firsthöhe limitieren, ob es ein Flachdach sein solle oder 
nicht, dazu möchte er nichts sagen. Wenn man auf zwei Geschosse gehe, aber die Firsthöhe 
limitiere, dann habe man auch schon eine gewisse Reglementierung und wenn man dies dann für 
den gesamten Bebauungsplan hernehme, sei die Gleichbehandlung auch gegeben. 
In Steindorf seien auch noch drei bzw. vier Häuser gewesen, welche noch 1,5 Geschosse gehabt 
haben, welche man in der letzten Sitzung auf zwei Geschosse geändert habe. Nicht nur bei der 
Familie Gruber als Antragsteller, sondern auch bei zwei bzw. drei Nachbarn habe man dies im Sinne 
der Gleichbehandlung geändert. 
Zur Änderung der Bestimmungen eines Bebauungsplanes müsse man keinen Neuen machen, 
sondern einfach nur gewisse Bestimmungen abändern, was auch von den Kosten her relativ gering 
sei. Somit brauche man keinen neuen Bebauungsplan machen. 
In Steindorf habe man nun schon die 39. Änderung. Man müsse die Bebauungspläne an die 
Entwicklung im Bauwesen anpassen. Es sei natürlich viel Arbeit und benötige ein gutes Gespür dafür, 
aber für die Bürger würde es sich auszahlen. 
 
GR. Kaniak fragt den Amtsleiter, ob dies ein Plädoyer zur Abschaffung des Naturschutzes gewesen 
sein solle, da der Naturschutz noch viel gravierender sei, als die ganzen Bebauungspläne. Der 
Naturschutz sei das Restriktivste, was es überhaupt gebe. Ein Instrumentarium das willkürlich sei. Er 
betrachte die Wortmeldung des Amtsleiters als Plädoyer gegen den Naturschutz. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass der Naturschutz auch nicht immer so restriktiv sein solle. GR. Kaniak 
habe dies richtig aufgefasst. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag auf Vertagung und neuerliche Beratung im Bauausschuss. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag auf Vertagung durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
19. Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“; Änderung Nr. 11 

(Grundsatzbeschluss vom 23.05.2013) Beschlussfassung  betreffend die Änderung betreffend 
das Grundstück Nr. 1166/1, KG. Litzlberg  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Vom Amt der der oö. Landesregierung, Abt. Raumorndung wurde mit Schreiben vom 5.6.2013 
mitgeteilt, dass überörtliche Interessen im besonderen Maß durch die gegenständliche Planung – 
bedingt durch die Lage des Planungsgebietes unmittelbar an der B 151 sowie im Uferschutzbereich 
des Attersees berührt werden. Auf die Stellungnahmen der mitbeteiligten Fachdienststellen wird 
verwiesen. 
Seites der Direktion Straßenbau und Verkehr wird mit Schreiben vom 29.4.2013 mitgeteilt, dass 
gegen die Bewilligung der Änderung des Bebauungsplanes bei Einhaltung der zitierten Bedingungen 
von der Abt. Straßenerhaltung und betrieb kein Einwand besteht. 
Auf Grund der eingelangten Stellungnahmen, insbesondere der Abt. Naturschutz vom 16.5.2013 
wurden die Forderungen der Sachverständigen in den aktuellen Plan eingearbeitet und dieser vor 
Beschlussfassung den Betroffenen zur Abgabe etwaiger Stellungnahmen übermittelt. 
Stellungnahmen sind daraufhin nicht eingelangt. 
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 11 des 
Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ des Arch. DI. Erich Deinhammer, Eferding vom 
5.4.2013, geändert am 13. und 19.8.2013 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
20. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“; Änderung Nr. 39 

(Grundsatzbeschluss vom 23.05.2013) Beschlussfassung  betreffend die Änderung betreffend 
der Grundstücke Nr. 1745/2, 1747 und 1742/9, alle KG. Seewalchen  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 3.9.2013 mitgeteilt, 
dass die Planung aus fachlicher Sicht  grundsätzlich vertretbar wäre. Allerdings ist auf Grund der 
Lage des Planungsgebietes im Bereich einer geogenen Risikozone des Typs B, im weiteren 
Verfahrensablauf noch nachweislich zu prüfen, ob bei einer dem Bebauungsplan entsprechenden 
baulichen Nutzung allfällige Auflagen im Bebauungsplan bzw. im Bauverfahren erforderlich sind. 
Ein bau- und hydrogeologisches Gutachten des Herrn Dr. phil. Peter Baumgartner, Taufkirchen wurde 
im Zuge eines bereits durchgeführten Änderungsverfahrens mit Datum vom 8.2.2012, GZ. 1203901 
vorgelegt. 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 39 des den 
Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 
Eferding vom 12.07.2013 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
21. Verkehrsangelegenheiten 

Beschlussfassung betreffend „Fahrverbot – ausgenommen Anrainer“ beim Kornfeldweg  
 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Von den Bewohnern des Kornfeldweges wurde mit Eingabe vom 5.8.2013 ein Fahrverbot – 
ausgenommen Anrainer für den Kornfeldweg beantragt. Der Kornfeldweg liegt in der verordneten 30-
Zone. Bei durchgeführten Messungen (ohne Anzeige) vom 26.7. bis 10.8.2013 lag die 
Durchschnittsgeschwindigkeit von PKW`s bei 21 bis 23 km/h. Die Höchstgeschwidigkeit bei 38 bzw. 
42 km/h. Die Anzahl der Fahrbewegungen in der oben angeführten Zeit betrug 194 bzw. 135. Dh. pro 
Tag ca. 10 Fahrbewegungen in beiden Richtungen (incl. Bewohner). 
Für eine Verordnung „Fahrverbot für alle Kraftfahrzeuge“ wäre die BH Vöcklabruck über Auftrag des 
Straßenerhalters (Bürgermeister) zuständig. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Ansuchen der Bewohner 
des Kornfeldweges vom 2.8.2013 betreffend einer Verordnung „Fahrverbot für alle 
Kraftfahrzeuge“ mit einer Zusatztafel „ausgenommen Anrainer“ für den Kornfeldweg auf 
Grund der Ergebnisse der Verkehrsmessung vom 26.7. bis 10.8.2013 nicht stattzugeben. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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22. Errichtung einer Querungshife B 151 und eines Gehweges 

Finanzierung Mehrkosten 
 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 13.12.2012 einen mehrheitlichen Grundsatzbeschluss 
gefasst, im Bereich der sog. Eni-Kreuzung B 151 – L 1276 einen Fußgängerübergang mit Gehweg 
vom Friedhofsweg und einer Querungshilfe über die Atterseestraße in Richtung Promenade laut 
Besprechung vom 3.12.2012 zu errichten. 
Die Kosten wurden damals auf Grund der Besprechung vom 3.12.2012 auf voraussichtlich rund  
€ 50.000,-- geschätzt, welche zwischen Land und Gemeinde geteilt werden. 
Auf Grund von neuen Berechnungen seitens des Landes OÖ. werden nunmehr die Gesamtkosten für 
die Baumaßnahmen einschließlich der Grundeinlösekosten auf € 66.000,-- geschätzt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses die Mehrkosten für die 
Errichtung einer Querungshilfe über die Atterseestraße in Richtung Promenade mit Gehweg 
vom Friedhofsweg in der Höhe von € 16.000,-- (Anteil der Marktgde. Seewalchen € 8.000,--) 
aus den Rücklagen zu finanzieren.  

 
GR. Kaniak merkt an, dass die Fraktion der FPÖ schon jahrzehntelang für große Lösungen gewesen 
sei, so auch in diesem Bereich. Es liege nun eine Kostensteigerung von 30 % vor. Wenn nun eine 
größere Lösung angedacht werde, habe man diese Kosten natürlich in den Sand gesetzt. Die FPÖ 
sei dafür eine ordentliche große Lösung zu machen und nicht lauter Fleckerlteppiche, wo man 
kurzfristig ein Problem löse, was man dann wieder mit einer größeren Lösung wegwischen müsse. Er 
habe hier sehr große Bedenken, obwohl er die Bevölkerung verstehe, dass sie einen sicheren 
Übergang möchte. Die Straßenverwaltung sei - da keine oder zu wenig Anträge da gewesen seien - 
so im Verzug, dass man Notlösungen finden müsse, um Sicherheit zu gewähren und die Bevölkerung 
zufrieden zu stellen. Auf die Dauer werde man dies bei vielen Dingen nicht so machen können. Hier 
müsse man von der Gemeinde her aktiv werden und Druck ausüben. Man hätte alleine drei 
Kreisverkehre im Ort, die dringend notwendig wären. Man habe Verkehrskonzepte, aber es werde 
nicht mit dem dementsprechenden Nachdruck gemacht. 
Er möchte aber nochmals anmerken, dass er die Initiative der Grünen sehr positiv finde. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer erklärt, dass er sich beim ersten Mal, wie er von diesem Projekt 
gehört habe, gedacht habe, dass es wirklich eine tolle Sache sei dort einen Fußgängerübergang mit 
Schutzweg und Zebrastreifen zu errichten. Als nächstes sei dann die ganze Sache ein Stück 
Richtung Litzlberg verlegt worden und im Endeffekt sei nun kein Fußgängerübergang im Sinne eines 
Schutzweges, sondern eine Querungshilfe beschlossen worden. Er werde dem Ganzen dennoch 
zustimmen, aber für ihn könne dies nur eine Übergangslösung zu einer richtigen Lösung sein, welche 
auf Dauer gesehen ohne Schutzweg nicht für ihn vorstellbar sei. Er hoffe, dass man dort, auch wenn 
es eine Straße mit einer Geschwindigkeitsbeschränkung von über 50 km/h sei, doch noch einen 
Schutzweg bekommen werde, wenn es sein müsse auch mit einem Blinklicht. 
Sein nächster Wunsch sei, dass bei der ausführenden Baufirma darauf geschaut werde, dass wirklich 
das herauskomme, was man jetzt gerade möchte und kein Schildbürgerstreich herauskomme. 
Am Anfang habe es Vizebürgermeister Weichselbaumer ein bisschen an die Karikatur „Was die 
Kinder wollten.“ erinnert, wo Kinder eine Schaukel wollten und in einzelnen Karikaturen gezeigt 
werde, was von Architekten usw. geplant worden sei. Im Endeffekt werde alles Mögliche geplant, nur 
das die Schaukel nicht schaukle. 
Es solle dort nicht eine Lösung heraus kommen, wo die Leute sich dann denken, dass die Politiker 
einen „Schaden“ haben. Die Leute sollen damit wirklich eine Freude haben und Unfälle sollen damit 
verhindert werden. Nicht, dass dann die Bauplaner auch noch etwas umdrehen und zum Schluss 
herauskomme, dass man zum Beispiel bis zum Zebrastreifen bei der Schule komme. 
Er werde heute aber zustimmen, in der Hoffnung, dass noch etwas Anderes komme. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte auf drei Punkte aus den vorangegangenen Wortmeldungen 
eingehen. 
Man hätte sich auch einen Zebrastreifen bzw. möglicherweise eine Temporeduzierung und eine gute 
und günstige Lösung gewünscht und dies schon seit Jahren, aber es sei nicht möglich gewesen. 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 26.9.2013                                                                                   Seite 24 von 30 
 
 
Der Wunsch der Bevölkerung dort endlich gefahrlos die Straße zu überqueren, sei aber so groß 
gewesen, dass daraus schlussendlich diese Querungshilfe entstanden sei. Wenn nun durch diese 
Querungshilfe evtl. das Tempo reduziert werde, dann wäre es eventuell möglich dort irgendwann 
einmal einen Zebrastreifen zu errichten. 
Zu der von GR. Kaniak angesprochene 30 prozentige Kostensteigerung möchte sie anmerken, dass 
alleine 10 % der Mehrkosten mit „unvorhergesehene Schadensfälle“ tituliert seien, wobei sie hoffe, 
dass dies nicht eintreten werde und sich die Kosten dementsprechend reduzieren werden. Wie sich 
gestern heraus gestellt habe, sei auch bei der Grundablöse der Rahmen eingehalten worden. 
Zur angesprochenen großen Lösung „Kreisverkehr“ möchte sie hinzufügen, dass durch die 
Umfahrungsstraße, die mittlerweile errichtet worden sei diese große Lösung sowieso nicht mehr 
spruchreif sei, weil sich dort die Gesamtsituation verändert habe. Dahingehend finde sie es absolut 
richtig, dass dort schnellstmöglich eine Querungshilfe errichtet werde und diese große Lösung in 
dieser Form sowieso nicht mehr existent sein könne, da sich die Gegebenheiten in Seewalchen 
geändert haben. Es wäre sicherlich besser den Kreisverkehr in Steindorf vehement zu fordern und die 
Kosten dafür beim Land mit einzufordern, da aufgrund der vielen Personenschäden die Gemeinde in 
diesem Bereich Druck machen müsse. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 25 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 9 ohne Mayrhofer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Mayrhofer 
   FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
23. Eingaben von Frau Gertrude Tymcio 

a) Ansuchen um Kauf des Vorplatzes beim west. Amthoftor 
b) Ansuchen um Rückgabe von Straßenteilen im Bereich beim Amthof 
c) Ansuchen um Auflassung einer „Vorbehaltsfläche“ im Bebauungsplan Seewalchen Südost 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
 
Zu TOP 23 a) 
Frau Gertrude Tymcio hat mit Schreiben vom 22.4.2013 um den Kauf des begrünten Vorplatzes 
neben dem Amthof-Eingangstor in der Seyrlstraße angesucht. Begründet wird das Ansuchen, dass 
dieser Platz seitens der Gemeinde kaum gepflegt, dieser als Müllablagerplatz und öffentliche 
Bedürfnisanstalt genutzt wird, und dieser Umstand für sie äußerst unangenehm und lästig ist. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt zu TOP 23 a) den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Ansuchen der Frau 
Gertrude Tymcio vom 22.4.2013 betreffend den Kauf des Vorplatzes neben dem Amthof-
Eingangstor in der Seyrlstraße nicht zuzustimmen und den Vorplatz nicht zu verkaufen, da 
auf dieser Fläche öffentliche Einrichtungen wie z.B. Hydrant und Straßenbeleuchtungsmast 
liegen und die Fläche in einem Kreuzungsbereich liegt. 

 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte ihre Wortmeldung zu Punkt a), b) und c) abgeben. Sie sei noch 
nicht 20 Jahre im Gemeinderat, aber es hat sie doch vermundert, dass es zu diesen, wie Frau Tymcio 
selber einleitend gesagt habe, vielen ungeklärten Sachen, welche seit Jahren im Raum stünden, bei 
der Gemeinde eine ganz klare Auffassung darüber gebe, wie darüber entschieden werden solle. 
Sie sei sicher nicht so firm und es sei sicher ein Argument, dass dort ein Hydrant bzw. ein 
Straßenbeleuchtungsmast stehe, aber es finden sich immer wieder Mittel, Wege und Lösungen um 
alle Menschen zufrieden zu stellen. Sie glaube, dass es doch einmal zu einer Klage gegen die 
Gemeinde kommen könne, wenn man diese Sachen nicht noch einmal ernsthaft diskutiere. Im Sinne 
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der Schadensabwendung gegen die Gemeinde, finde sie es sehr sinnvoll. Sie sei im Bauausschuss 
gewesen und ihr sei es schon so vorgekommen, wie wenn keine 1000 prozentige Ernsthaftigkeit 
dahinter gewesen wäre, weil die Meinungen schon sehr vorgefasst gewesen seien. Insbesondere 
auch bezüglich der Vorbehaltsfläche. Es sei wirklich sehr schade, dass so ein großes Areal im 
Zentrum von Seewalchen verfalle und die Gemeinde nicht unbedingt schöner mache. 
Sie sei dafür darüber nachzudenken und eine Lösung auszuarbeiten, bevor es in der Zukunft zu 
größeren Konflikten komme. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl zu TOP 23 a) gestellten Antrag 
durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12  ohne Geist H. u. Geist-Krojer R. 
   SPÖ-Fraktion: 9 ohne Distler 
   FPÖ-Fraktion: 5  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Geist H. u. Geist-Krojer R. 
   SPÖ-Fraktion: 1 Distler 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
 
Zu TOP 23 b) 
Frau Gertrude Tymcio hat mit Schreiben vom 22.4.2013 die Rückwidmung bzw. Einlösung zum für 
Bauland ortsüblichen Preis betreffend die Straßenanteile Grundstück Nr. 2055/57, 3099/7 abWeg 
2053 Richtung Kapellenweg beantragt. 
Für den  Bereich der og. Grundstücksteile ist der Bebauungsplan Nr. 2 „Seewalchen Südost“, 
Änderung Nr. 4 rechtskräftig.  Die angesprochenen Grundstücksteile sind als „öffentliche 
Verkehrsfläche“ ausgewiesen. Für eine pos. Erledigung wäre die Änderung des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Nr. 2 „Seewalchen Südost“, Änderung Nr. 4 notwendig. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt zu TOP 23 b) den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Ansuchen der Frau 
Gertrude Tymcio vom 22.4.2013 betreffend die Rückwidmung der Straßenanteile 
Grundstücke Parz.Nr. 2055/57 und 3099/7 ab Weg Parz.Nr. 2053 Richtung Kapellenweg bzw. 
die Einlösung zum für Bauland ortsüblichen Preis nicht zuzustimmen, da für diesen Bereich 
der Bebauungsplan Nr. 2 „Seewalchen Südost“, Änderung Nr. 4 rechtskräftig ist und dieser 
die angesprochenen Grundstücksteile als „öffentliche Verkehrsfläche“ ausweist.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl zu TOP 23 b) gestellten Antrag 
durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12  ohne Geist H. u. Geist-Krojer R. 
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Geist H. u. Geist-Krojer R. 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
 
 
 
Zu TOP 23 c) 
Frau Gertrude Tymcio hat mit Schreiben vom 22.4.2013 um Rückgabe der Parzelle Nr. 2055/1, KG. 
Seewalchen beantragt, da die ausgewiesene Vorbehaltsfläche seitens der Gemeinde keiner 
dementsprechenden Nutzung zugeführt wurde. 
Für den Bereich des og. Grundstückes ist der Bebauungsplan Nr. 2 „Seewalchen Südost“, Änderung 
Nr. 4 rechtskräftig. Das angesprochene Grundstück ist nicht als Vorbehaltsfläche sondern als 
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„öffentlicher Platz – Fußgängerbereich“ ausgewiesen. Für eine pos. Erledigung wäre die Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 2 „Seewalchen Südost“, Änderung Nr. 4 notwendig. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Ansuchen der Frau 
Gertrude Tymcio vom 22.4.2013 betreffend die Rückgabe der Parzelle Nr. 2055/1, KG. 
Seewalchen nicht zuzustimmen, da für diesen Bereich der Bebauungsplan Nr. 2 
„Seewalchen Südost“, Änderung Nr. 4 rechtskräftig ist und dieser das angesprochene 
Grundstück als „öffentlichen Platz - Fußgängerbereich“ ausweist. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer erklärt, dass es für ihn wesentlich sei, dass dort keine 
Vorbehaltsfläche sei, sondern es dort wirklich eine Widmung für öffentliches Gut gebe. Für ihn stelle 
es sich so dar, dass man eine öffentliche Gut Widmung auf Privatgrund habe. Das heiße, dass die 
Eigentümerin nichts von diesem Grund habe, weil die Widmung öffentlicher Grund darauf sei und die 
Öffentlichkeit habe auch nichts davon, weil das Ganze in Privatbesitz sei und die Leute sowieso 
nichts davon haben, weil sie von diesem öffentlichen Platz, der dort sein solle, auch nichts haben. 
Sein Vorschlag wäre die Gespräche aufzunehmen, aber nicht in Richtung einer Rückgabe, sondern in 
Richtung einer öffentlichen Nutzung. Eventuell solle von Seiten der Gemeinde ein Kaufangebot 
gestellt werden, um diesen Bereich für die Öffentlichkeit zu nutzen. 
 
Vizebürgermeister Schachl erklärt, dass dieser Bereich als öffentlicher Platz ausgewiesen sei. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer fügt hinzu, dass von einem Privatgrund, der als öffentlicher Platz 
ausgewiesen sei der Private und die Öffentlichkeit nichts davon haben. Im Endeffekt sei es für alle 
Drei unbefriedigend, für die Öffentlichkeit, für die Gemeinde und für den Eigentümer. 
Er werde sich diesem Punkt enthalten und hoffe, dass es hier zu Gesprächen komme in Richtung 
Übernahme ins öffentliche Gut. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl zu TOP 23 c) gestellten Antrag 
durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 17 Stimmen ÖVP-Fraktion: 11 ohne Geist H., Loidl R., 
Geist-Krojer R. 

   SPÖ-Fraktion: 4 Berger, Mayrhofer, Resch, Schuster 
   FPÖ-Fraktion: 2 Hoyer, Hemetsberger 
 
Stimmenthaltungen 14 Stimmen ÖVP-Fraktion: 3 Geist H., Loidl R., Geist-Krojer R. 

   SPÖ-Fraktion: 6 Weichselbaumer, Kritzinger, Kasper, 
Geissler, Steinwendner, Distler 

   FPÖ-Fraktion: 3 Kaniak, Leeb-Dorfer, Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
 
 
24. Aufschließung; Michaelbeuernstraße 

Vereinbarung betreffend Kostenbeteiligung mit Fa. Eiblmayr-Wolfsegger Hoch- u. Tiefbau GmbH  
 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Firma Eiblmayr-Wolfsegger Hoch- und Tiefbau GmbH, Johannes Gutenbergstraße 4, 4840 
Vöcklabruck verpflichtet sich für die laut Schätzung der Fa. Niederndorfer vom 10.8.2013 anfallenden 
Kosten für die Straßenerrichtung einen einmaligen Pauschalbetrag in der Höhe von € 15.000,- (keine 
Umsatzsteuer enthalten) an die Marktgemeinde Seewalchen zu bezahlen. 
Die Straßenerrichtungsarbeiten (Unterbau) mit einer Straßenbreite von ca. 3,5 m (Einbahn) werden 
von der  Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im Frühjahr 2014 im Zuge der 
Kanalisierungsarbeiten umgesetzt.  
Die Asphaltierung erfolgt erst nach Fertigstellung der 6 Wohnhäuser auf den ob genannten 
Grundstücken. 
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die vorliegende Vereinbarung 
vorbehaltlich der Unterfertigung durch die Unterschriftsberechtigten der Fa. Eiblmayr-
Wolfsegger, Vöcklabruck zu beschließen. Die Anliegerleistungen nach ROG bzw. 
Bauordnung werden zusätzlich zu dem in der Vereinbarung ausgewiesen Betrag 
vorgeschrieben. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
25. Verkehrsangelegenheiten 

Beschlussfassung einer Petition zur Errichtung eines Kreisverkehrs bei der Kreuzung Gamperner 
Landesstraße und Kraimstalstraße 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
GR. Claudia Hauschildt-Buschberger hat mit Eingabe vom 12.8.2013 eine neuerliche Diskussion 
betreffend der gefährlichen Kreuzung in Steindorf angeregt, und weist darin auch auf die hohe 
Geschwindigkeit und fehlende Fußwege Richtung Ort bzw. zur Bushaltestelle hin. 
Trotz mehrmaliger Lokalaugenscheine mit den Sachverständigen des Amtes der Oö. Landes-
regierung und trotz zahlreicher Maßnahmen inkl. Anbringung von großen Stopptafeln und 
Hinweisschildern ist es in den vergangenen Wochen und Monaten weiterhin zu Unfällen gekommen. 
Im Bauausschuss wurde nach eingehender Diskussion über mögliche Maßnahmen und über die 
weitere Vorgangsweise vereinbart, eine gemeinsame Petition aller vier Gemeinderatsfraktionen zur 
Errichtung eines Kreisverkehrs bei der gegenständlichen Kreuzung zu beschließen.  
Weiters soll auch ein „Runder Tisch“ mit allen Betroffenen, den Behörden, der Exekutive, 
Gemeindevertretern, Sachverständigen, usw. gefordert werden, um Sofort-, kurz- und mittelfristige 
Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit auf der Gampernerstraße in Steindorf zu erarbeiten. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, die vorliegende Petition zur 
Errichtung eines Kreisverkehrs bei der Kreuzung Gamperner Landesstraße und 
Kraimstalstraße in Steindorf und zur Abhaltung eines „Runden Tisches“ zu beschließen. 

 
GR. Kaniak merkt an, dass gegen eine Petition überhaupt nichts zu sagen sei. Er möchte aber auf die 
grundsätzlichen Entscheidungen, welche damals beim Ortsentwicklungskonzept angedacht worden 
seien, eingehen. Damals habe es geheißen, dass man versuchen solle das Zentrum zu stärken und 
die Peripherie nicht so zu fördern, dass man nun solche Maßnahmen machen müsse, da der Verkehr 
dort erstens nicht nur gefährlich, sondern auch sehr stark geworden sei. Es sei die berühmte 
Tangente St. Georgen-Lenzing, wo sogar schon die Gendarmerie darauf gekommen sei, dass diese 
Abkürzung sehr lukrativ sei in Form von Einnahmen. 
Er persönlich habe nichts dagegen, aber man sollte nicht vergessen, dass man im Zentrum etwas für 
die Kreisverkehre machen müsse. Wenn man in der Peripherie alles super mache, dann brauche 
man sich nicht wundern, dass im Zentrum nichts passiere. Vom Zentrum zu sprechen, sei überhaupt 
ein sehr hochgegriffener Begriff, wenn man sich die Agerbrücke bzw. die jetzige Halblösung im sog. 
Eni-Kreuzungsbereich ansehe. Dies seien alles gravierende Sachen, die für den Ort direkt schlagend 
werden. Der Gemeinderat lenke die Konzentration aber ruckartig dort hin, da etwas passiert sei. 
Dies könne auf Dauer nicht der Sinn einer Politik mit langfristigen Planungen sein, welche die 
Ortsentwicklung weitertreiben möchte. Diese Sachen gehören konzeptionell und zeitplanmäßig 
gemacht. Er frage sich, warum man in diese Petition nicht die Anderen auch gleich hinein gebe, da 
dies dringende Angelegenheiten seien. 
Man solle nicht aus einer Anlassgesetzgebung irgendetwas machen, sondern das Gesamtkonzept 
sehen und entscheiden, was man in welcher Rangordnung brauche. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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26. Verkehrsangelegenheiten 

Beschlussfassung betreffend die Errichtung eines Buswartehauses in Steindorf (Dorfhügel) 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Familie Hildegard und Fritz Reiter, Dorfhügel 2 haben mit Eingabe vom 9.9.2013 die Errichtung 
eines Buswartehauses in Steindorf angeregt. Die Kosten von rund € 5.000,- wären im Budget 2013 
enthalten. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses im nordwestlichen Teil des 
Spielplatzes Steindorf Parz. Nr. 1369, KG. Seewalchen ein modernes Buswartehaus in 
ausreichendem Abstand zum öffentlichen Gut zu errichten. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
27. Allfälliges 
 
a) EG. Hoyer habe hier leider schon einige Male eine Diskussion über das Regenbecken beim 

Gebetsroither Bootsplatz ausgelöst. Man müsse einmal davon ausgehen, dass das Regenbecken 
€ 250.000,- inkl. Kanalisation gekostet habe und dort fast noch nie Wasser darin gewesen sei. 
Seine Anfragen bei der Gemeinde wurden dahin gehend beantwortet, dass es in Seewalchen 
mehrere Regenbecken gebe, welche nach gleichen Gesichtspunkten ausgelegt und auch voll 
seien. Man würde hier nur auf ein Starkregenereignis warten. Das letzte Starkregenereignis habe 
im Juni 2013 statt gefunden, welches sogar mit einem fast hundertjährigem Hochwasser geendet 
habe. Letztlich sei im Regenbecken wieder kein Wasser gewesen. Entweder sei die Planung 
falsch oder der Betrieb falsch. Auf jeden Fall stimme hier etwas nicht, denn sonst wäre Wasser 
darin. 
Nun sei ihm noch ein Baubewilligungsbescheid aus diesem Bereich übergeben worden und nun 
sei es wirklich genug. Die Gemeinde schreibe dort den Bauwerbern vor, dass die Einleitung der 
Dachwässer in den Reinwasserkanal über ein vorgeschaltenes Retentionsbecken mit einem 
Fassungsvermögen von 8 m³ und einer gedrosselten Ableitung zu erfolgen habe. 
So einen Blödsinn habe er eigentlich noch nie gelesen. Unten baue man um € 250.000,- ein 
Regenbecken mit einem extra Regenwasserkanal, verhandle wasserrechtlich ein Projekt, wo 
darin sei, dass das gesamte Regenwasser abzuleiten sei und jetzt schreibe man den Leuten dort 
oben Rückhaltemaßnahmen mit 8 m³ vor. Er könne nur hoffen, dass dies ein Einzelfall sei, dies 
wäre aber zu prüfen. Auf alle Fälle sei dieser Blödsinn sofort abzustellen. 
Weiters stehe zusätzlich in diesem Baubewilligungsbescheid, dass die Niederschlagswässer der 
Einfahrt am eigenen Grund zu versickern seien. Es sei nur aus diesem Grund eine 
Regenwasserkanalisation und ein Regenbecken gebaut worden, weil dort die Versickerung sehr 
schlecht sei und diese Wässer natürlich in den Regenwasserkanal abgeleitet werden können. 
Er würde wirklich bitten, dass man diesen Umfug sofort abstelle und dass man diesen Bescheid 
korrigiere bzw. behebe. 

 
b) GR. Vogel Oskar möchte bekannt geben, dass die Bücherei gut angenommen werde und seit 

Ende Juni im Betrieb sei. Die Neuzugänge bzw. Leser und die Ausleihungen würden stätig 
steigen. Bei der offiziellen Eröffnung gebe es ein kleines Programm. Am Mittwoch, 16. Oktober 
komme ab 15.00 Uhr ein Figurentheater von Josefine Merkatz. Am Donnerstag, 17. Oktober gebe 
es um 19.00 Uhr die offizielle Eröffnung, wo der ganze Gemeinderat herzlich eingeladen sei und 
am Freitag, 18. Oktober um 19.30 Uhr gebe es eine Lesung mit René Freund. 

 
c) GR. Seiringer-Gaubinger möchte zum Erntedankfest am Sonntag den 06. Oktober recht herzlich 

einladen. Um 09 Uhr sei der Umzug und anschließend gebe es einen Gottesdienst in der 
Pfarrkirche. Der Bauernbund würde sich über die Teilnahme sehr freuen. 
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d) GV. Hemetsberger möchte den Gemeinderat auf ein Schreiben hinweisen, in dem steht, dass die 

Baustelle von Herrn Dr. Seelig die Durchfahrt im Sonnenweg versperre, welche seit zwei Tagen 
von der Gemeinde genehmigt sei. Die Beschilderung sei völlig absurd, da es keine gebe. Man 
fahre den Sonnweg hinein und nach ca. 60 Meter stehe man vor einer Warnwand und könne 
dann rückwärts die Sackgasse wieder verlassen. Er möchte dies ärgerlich, aber auch kritisch 
anmerken, denn wenn ein Notarzt oder die Feuerwehr benötigt werden, müssten diese dann 
rückwärts aus der Sackgasse schieben. Er sei ziemlich sicher, dass keine Genehmigung zur 
Sperre der Straße vorliege, aber es sei möglich, denn in Seewalchen sei viel möglich. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass die zeitweilige Sperre grundsätzlich für die Dauer von drei 
Wochen tageweise genehmigt sei. Die Beschilderung müsse man sich ansehen. Man habe lange 
überlegt, ob man dies überhaupt bewilligen solle. Man habe sich aber mit dem Bauwerber bzw. 
mit der Baufirma, welche etwas mit Fertigteilen mache und mit Kränen komme, abgesprochen. 
Angeblich habe Herr Dr. Seelig mit den Nachbarn das Einvernehmen hergestellt. Zweitens müsse 
immer wieder alles geräumt werden, wenn die Sperre nicht notwendig sei und drittens sei im 
Bescheid sicherlich die Beschilderung enthalten. Dies werde man sich aber auf jeden Fall 
ansehen. Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die Bescheide auch an die Exekutivorgane 
gehen. Er hätte dies dort grundsätzlich gar nicht genehmigt, wenn dort nicht durch die 
verschiedenen Straßen, welche im Zuge der Kanalisierung gebaut worden seien entsprechende 
Ausweichmöglichkeiten gegeben seien. Das einzige Haus, welches wirklich blockiert sei, sei das 
Haus Dr. Sas und dies sei ein Zweitwohnsitz. 

 
e) GV. Hemetsberger geht davon aus, dass Herr Wiederkehr dem Bürgermeister bekannt sei. Die 

Straße in Aicherfeld, welche rein für landwirtschaftliche Zwecke nutzbar sei, sei mit 100 Meter 
Fräsgut bestückt worden. Manche von den Anwohner fragen sich, ob dies sinnvoll ist. Der 
Bürgermeister schreibt zurück, dass dies mit € 500,- abgegolten worden sei und drei Männer, drei 
Stunden in Einsatz gewesen seien. Er staune nur, wie billig die Gemeinde Straßen sanieren 
könne. Wenn er dies umrechne auf 3 Meter Breite und 100 Meter Länge, dann komme pro 
Quadratmeter € 1,70 heraus. Er wisse, warum dies gemacht worden sei, denn so etwas müsse 
nun einmal gemacht werden, wenn der Bauerbundpräsident Jakob Auer zu einer Veranstaltung 
komme. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass er sich in diesem Mailverkehr übergebührend ausreichend 
gerechtfertigt habe, warum er dem Bauhof diesen Auftrag erteilt habe. 

 
GV. Hemetsberger finde es positiv, dass man so günstig bauen könne. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass es kein Problem wäre, wenn man überall mit dieser Qualität 
auskommen würde. 

 
f) GR. Steinwendner möchte einen kurzen Zwischenbericht zum Projekt Kochbuch abgeben. Man 

habe bis auf € 700,- alles finanziert. Er möchte sich kurz bei GR. Leeb-Dorfer und Frau 
Hemetsberger für das Kochen und GR. Hauschildt-Buschberger für das Kochen und 
Fotografieren bedanken. Bezüglich der Finanzierung seien Gutscheine im Umlauf und er hoffe, 
dass man sich im Gemeinderat geschlossen zeigen könne und gemeinsam 31 Gutscheine kaufen 
könne. Weiters möchte er bekannt geben, dass es bereits einen Termin für das Kochbuch gebe 
und zwar Ende November und EG. Buschberger Victoria und ihr Freund das Ganze umsetzen 
würden. 

 
GR. Geist-Krojer fügt hinzu, dass man gerne ein gemeinsames Foto von den Mitgliedern und 
Ersatzmitgliedern des Sozialausschusses machen möchte. Daher hätte man sich gedacht, dass 
man dies am Wahlsonntag machen könnte. 

 
GV. Hemetsberger möchte noch kurz anmerken, dass das Fest noch stehe, um einige Hunderter 
für das Kochbuch einzubringen, sobald das Wetter dies erlaube. 

 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 26.9.2013                                                                                   Seite 30 von 30 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 27.6.2013 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:45 Uhr.  
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 6.11.2013 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
 


	A n w e s e n d e :
	ÖVP-Fraktion:
	SPÖ-Fraktion:
	FPÖ-Fraktion:
	GRÜNE-Fraktion:
	Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass


	T a g e s o r d n u n g
	Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung


